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(A) 


' (C) 


27. Sitzung 


Bonn, den 9. März 1966 


Stenographischer Bericht 


Beginn: 9,03 Uhr 


Vizepräsident Frau Dr. Probst: Die Sitzung 
ist eröffnet. 

(Abg. Dr. Mommer [angesichts des mit drei 
Damen besetzten Präsidiums]: Wo bleibt 
die Gleichberechtigung der Männer? — 
Heiterkeit und Beifall.) 

— • Befürchten Sie nicht, meine Herren, daß hier ein 
Matriarchat entstünde; die Ablösung wird turnus- 
gemäß erfolgen. 

Ich habe zunächst die Freude und die Ehre, dem 
Herrn Abgeordneten Dr. Haas zur Vollendung des 
(B) 60. Lebensjahres im Namen des ganzen Hauses 7u 
gratulieren. 

(Beifall.) 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver- 
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom- 
men: 


Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 4. März 1966 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs, 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz zu dem Abkommen vom 26. November 1964 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten König- 
reich Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerver- 
kürzung 

Gesetz zu dem Vertrag vom 3. März 1964 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik der Philip- 
pinen über die Förderung und den Schutz von Kapital- 
anlagen 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1962 über 
die Haftung der Gastwirte für die von ihren Gästen einge- 
brachten Sachen 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Einbringung von Sachen bei Gast- 
wirten 

Gesetz zu dem Vertrag vom 9. Juni 1965 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark über 
die Abgrenzung des Festlandsockels der Nordsee in Küsten- 
nähe. 

Der Staatssekretär des Bundesministeriums des Auswärtigen 
hat am 2. März 1966 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Burgbacher, Rommerskirchen, Dr. Klepsch, Frau Kalinke, 
Busse (Herford) und Genossen betr. Vergleichsverfahren über 
das Vermögen der niederländischen Versicherungsgesellschaft 
„BRAND ARIS“, Amsterdam (Drucksache V/289) beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache V/327 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 3, März 1966 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauer (Würzburg), Dr, Wahl, 
Dr. Heilige und Genossen betr. Empfehlung 453 der Beratenden 
Versammlung des Europarates (Drucksache V/300) beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache V 366 verteilt. 

Zju den in der Fragestunde der 26. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. März 1966 gestellten 


Fragen des Abgeordneten Dr. Rau, Drucksache V/339 
Nr, XI/6, XI/7 und XI/8, ist inzwischen die schrift- 
liche Antwort des Bundesministers von Hassel vom 
1. März 1966 eingegangen. Sie lautet: 


Eine den Ausbildungszielen gerecht werdende Mitbenutzung 
eines städtischen Hallenbades in einem Großstandort wie Ulm 
läßt sich auch beim besten Willen und größten Entgegenkommen 
der zivilen Stellen nicht erreichen. Im Raum Ulm sind außer 
dem Korpsstab etwa 35 Kompanien der Bundeswehr unter- 
gebracht. Die Endbelogung wird 5300 bis 5500 Soldaten betragen. 
Selbst wenn für jede Kompanie nur 1 Schwimmstunde je Woche 
angesetzt würde, müßte das Bad für 35 Stunden in der Woche 
allein für die Bundeswehr zur Verfügung stehen. Das aber ließe 
sich ohne wesentliche Beeinträchtigung des eigentlichen Zwecks 
eines zivilen Hallenbades für eine Stadt mit 93 000 Einwohnern 
nicht ermöglichen. Hinzu kommt, daß die militärische Schwimm- 
ausbildung dem Dienstplan der Truppenteile angepaßt werden 
muß und nicht nur auf die betriebsschwachen Stunden des Bades 
verteilt werden kann. Aus diesen Gründen halte ich nach wie 
vor den Bau eines bundeseigenen Hallenbades in Ulm für 
gerechtfertigt. 


Bei der großen Anzahl von Soldaten in Ulm würde sich ein 
sehr erheblicher Betrag als Interessenanteil der Bundeswehr 
ergeben, der eventuell höher sein müßte als die Baukosten für 
eine bundeseigene Schwimmhalle, die bei den beiden in Mün- 
chen im Bau befindlichen Objekten je 1,5 Millionen DM betragen. 

Eine Mitbenutzung des Bundeswehr-Hallenbades durch Ulmer 
Sportvereine oder andere Gruppen der Zivilbevölkerung wird 
sich m. E. zumindest an einigen Abenden und Samstagen ermög- 
lichen lassen. Darüber kann aber endgültig erst entschieden 
werden, wenn die Benutzungszeiten für die Soldaten und deren 
Angehörige fostgelegt sind. Die Frage, ob eine solche Mit- 
benutzung kostenfrei oder gegen Erstattung gewisser Selbst- 
kosten ermöglicht werden kann, wird zur Zeit im Benehmen 
mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und den zuständigen 
Ausschüssen des Bundestages geprüft. 


(D) 


Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksachen V/386, V/387 — 

Die Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Kreutz- 
mann, die bisher im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für gesamtdeutsche Fragen vorgesehen 
war, wird jetzt vom Bundesinnenminister beant- 
wortet und bei dessen Geschäftsbereich aufgerufen. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wirtschaft auf. Frage II/l des 
Abgeordneten Opitz: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß aus der Sowjet- 
zone eingeführte preisgünstige Waren in der Bundesrepublik 
nicht einfach als „deutsche Waren" angepriesen werden sollten? 


Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 


Dr. Langetr Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft: Waren, die im Rahmen des In- 
terzonenhandels aus der sowjetisch besetzten Zone 
Deutschlands in die Bundesrepublik verbracht wor- 
den sind, sind deutsche Waren und können deshalb 
als solche angeboten werden. 
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(A) Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage. 

Opitz (FDP): Herr Staatssekretär, sehen Sie eine 
Möglichkeit, es etwas mehr in den Blickpunkt der 
Öffentlichkeit zu bringen, daß auch diese Waren 
von deutschen Arbeitern, deutschen Technikern und 
deutschen Ingenieuren hergestellt werden? 

Dr# Langetp Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich fürchte, 
daß jeder Zusatz nur Mißverständnisse auslösen 
könnte. Ich glaube, die Bezeichnung dieser Waren 
als deutsche Waren macht unsere rechtliche und 
politische Auffassung über den Interzonenhandel 
sehr deutlich. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Opitz (FDP): Herr Staatssekretär, ich meine nicht 
durch einen Zusatz, sondern durch Aufklärung der 
interessierten Wirtschaftskreise. 

Dr. Langerr Staatssekretär im .Bundesministe- 
rium für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, ich habe 
gar keine Bedenken, bei erster sich bietender Ge- 
legenheit, vielleicht bei einem Gespräch mit den 
Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft, darauf 
aufmerksam zu machen, daß diese Waren deutsche 
Waren sind und als deutsche Waren bezeichnet 

(B) werden können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Frage TI/2 des Abgeordneten Dröscher auf; 

Wie weit gehen die Möglidikeiten militärisdier Stellen der 
US-Stationlerungstruppen in Deutschland, die Ausübung wirt- 
schaftlichen Wettbewerbs auf deutschem Boden zugunsten des 
European Exdiange System (EES) zu verhindern, wie das jetzt 
wieder in Baumholder mit Bulletin Nr. 4 der „Baumholder 
Military Community" versucht worden ist? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant- 
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs- 
bericht abgedruckt. 

Frage II/3 des Abgeordneten Moersch: 

Welche gesetzlichen Bestimmungen haben die Bundesregierung 
veranlaßt, bei der Ergänzung des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung um ein 
Mitglied dem Bundespräsidenten die Entscheidung über die 
Auswahl aus mehreren Vorschlägen zu übertragen? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 

Dr. Langer, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Wirtschaft: Im Gesetz über die Bildung 
des Sachverständigenrates heißt es: „Die Mitglie- 
der des Sachverständigenrates werden auf Vor- 
schlag der Bundesregierung durch den Bundespräsi- 
denten berufen." 

Diese Gesetzesvorschrift enthält keine Bestim- 
mung darüber, wieviel Vorschläge die Bundesregie- 
rung dem Herrn Bundespräsidenten zur Berufung 
vorzulegen hat. Abgesehen davon beschränken sich 
die Beziehungen zwischen dem Herrn Bundesprä- 
sidenten und der Bundesregierung nicht auf ge- 


setzliche Bestimmungen; sie beruhen auf vertrau- 
ensvoller Zusammenarbeit. 

Deshalb hat es die Bundesregierung im vorliegen- 
den Fall für zweckmäßig und richtig gehalten, den 
Herrn Bundespräsidenten an der Auswahl zu be- 
teiligen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Keine Zu- 
satzfragen. — Ich danke dem Herrn Staatssekretär. 

Ich rufe dann die Fragen aus dem Geschäftsbe- . 
reich des Bundesministeriums der Verteidigung auf, 
zunächst die Frage III/l des Abgeordneten Drö- 
scher: 

Warum darf die vom Bund neu erbaute Straße von Baum- 
holder-Erzweiler nach Kusel nicJit von deutschen Zivilisten be- 
nutzt werden? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant- 
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs- 
bericht abgedruckt. 

Ich rufe die Frage III/2 des Abgeordneten Josten 
auf; 

Wie weit sind unsere Soldaten mit den verbesserten Unifor- 
men ausgerüstet? 

Zur Beantwortung bitte der Herr Staatssekretär. 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung; Mit den verbesserten Uniformen 
sind bis jetzt alle Unteroffiziere und die Mann- 
schaften zu über 70 ®/o ausgestattet. Es war an sich (D) 
vorgesehen, alle Soldaten bis zum Ende des ver- 
gangenen Jahres auszustatten. Das ist deswegen 
nicht möglich gewesen, weil bei den Röcken eine 
Lieferverzögerung eingetreten ist. Es ist damit zu 
rechnen, daß bis Ende Mai auch alle Mannschaften 
die neuen Uniformen erhalten haben werden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Truppenstäbe oder -kommandos bei der 
Auslieferung der neuen Uniformen bevorzugt wur- 
den? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung; Das ist mir nicht bekannt. Ich 
weiß nur, daß die Unteroffiziere bevorzugt mit den 
neuen Uniformen ausgestattet worden sind. Das ist 
der Grund dafür, daß bis jetzt schon alle Unter- 
offiziere die neue Uniform erhalten haben. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine zweite 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU); Herr Staatssekretär, in wel- 
cher Weise ist beabsichtigt, die alten Uniformröcke 
noch auf tragen zu lassen? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Sie sind bisher schon auf getragen 
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Staatssekretär Gumbel 

worden. Das ist der Grund, warum die Umstellung 
auf die neue Uniform erst jetzt restlos durchgeführt 
wird. 

Vizepräsident Frau Dr, Probst: Keine wei- 
teren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage III/3 des Abgeordneten Brück 
(Holz) auf; 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem Tod 
des Soldaten Willi Henrichs vom Fernmelderegiment 751, der 
trotz teilweiser Erwerbsunfähigkeit zum Wehrdienst einberufen 
wurde und dessen Klagen über seine Krankheit mit dem Hin- 
weis abgetan wurden, er sei ein Simulant? 

Ich bitte den Herrn Staatssekretär. 


Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium ^ ^ 
der Verteidigung; Erstens wird den Klagen über 
Krankheiten sofort nachgegangen. Zweitens habe 
ich gesagt, daß der Ausdruck „Simulant" überhaupt 
nicht nachgewiesen ist. Drittens ist der Soldat zu 
Hause erkrankt, also nicht im Dienst oder in der 
Kaserne, und es ist, wie ich den mir vorliegenden 
Berichten entnehmen muß, zunächst der Hausarzt 
zugezogen worden, der dann später die Einweisung 
in ein Krankenhaus veranlaßt hat. Es ist also in 
keiner Weise irgend etwas von dem Sanitätsdienst 
der Bundeswehr verabsäumt worden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zu einer Zu- 
satzfrage Herr Abgeordneter Jahn. 


Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Herr Abgeordneter, der Tod des 
Soldaten Willi Henrichs gibt keinen Anlaß zu irgend- 
welchen Konsequenzen. Der Soldat Henrichs er- 
krankte nach achtmonatiger Dienstzeit während 
eines Urlaubs zu Hause an einer inneren Krankheit. 
Diese Krankheit wurde zunächst hausärztlich, dann 
in einem Krankenhaus und schließlich in einer Uni- 
versitätsklinik stationär behandelt. Die Krankheit 
führte zum Tode des Wehrpflichtigen. 


Wie mir berichtet wird, hatte Henrichs vorher zu 
keinem Zeitpunkt gegenüber seinem Truppenarzt 
über Beschwerden geklagt, die als Anzeichen dieser 
Krankheit aufzufassen gewesen und als Simulation 
abgetan worden wären. 


(B) 


Die Erkrankung stand auch in keinerlei Zusam- 
menhang mit der Erwerbsminderung, die auf einen 
Arbeitsunifall im Jahre 1957 zurückging. Damals 
hatte Herr Henrichs Knochenbrüche erlitten. Nach 
fachärztlichem Urteil führten die Folgen dieses 
Arbeitsunfalls jedoch nicht zur Wehrdienstuntaug- 
lichkeit. Herr Henrichs ist tauglich III gemustert 
worden. 


Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Brück. 


Jahn (Marburg) (SPD): Da Ihnen, Herr Staats- 
sekretär, wie Sie soeben eingeräumt haben, offen- 
bar nicht alle Umstände des Falles bekannt sind, 
möchte ich Sie fragen; sind Sie bereit, eine noch- 
malige Überprüfung vorzunehmen? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Eine Überprüfung könnte nur 
insoweit notwendig sein, als hier auf eine Unter- 
suchung in einem Bundeswehrlazarett Bezug ge- 
nommen worden ist, die mir nicht bekannt ist. In- 
soweit bin ich gerne zu einer Nachprüfung bereit. 

Vizepräsident Frau Dr, Probst: Keine wei- 
tere Zusatzfrage. Ich danke dem Herrn Staatssekre- 
tär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für wissenschaftliche 
Forschung. Ich rufe die Frage IV/1 des Herrn Abge- 
ordneten Kahn-Ackermann auf; 

Welche Haltung beabsichtigt die Bundesregierung in der Mini- 
sterkomitee-Sitzung für ELDO am 29. März 1966 in Paris ange- 
sichts des britischen Zögerns hinsichtlich der Weiterentwicklung 
der Europa-I-Rakete und der Weiterführung der Träger- und der 
Nachrichten-Satelliten-Programme einzunehmen? 

Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär. 


Brück (Holz) (SPD) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß Herr Henrichs in Koblenz unter- 
sucht worden ist und auf Grund des Ergebnisses der 
Untersuchung zum Stab in die Schreibstube versetzt 
worden ist, so daß man also Anhaltspunkte dafür 
gehabt haben muß, daß er nicht mehr ganz gesund 
ist? 

Gumbel, Staatssekretär im Bundesministerium 
der Verteidigung: Das ist mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Brück (Holz) (SPD): Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß in 
Zukunft Klagen von Soldaten über Krankheiten 
sorgfältiger beachtet werden und daß man mit dem 
Ausdruck „Simulant" etwas vorsichtiger umgeht, 
zumal der behandelnde Arzt des Verstorbenen ge- 
sagt hat, er sei zu spät gekommen? 


Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung; Die für den 
29. März 1966 vorgesehene Ministerkonferenz der 
ELDO-Mitgliedstaaten mußte auf britisches Ersu- 
chen wegen der am 31. März 1966 in Großbritannien 
stattfindenden Neuwahlen auf Ende April 1966 ver- 
schoben werden. In den zwischenzeitlich erfolgten 
und noch weiter vorgesehenen Konsultationen mit 
der britischen Regierung und mit den Regierungs- 
stellen der anderen ELDO-Staaten hat die Bundes- 
regierung die Auffassung vertreten, daß die be- 
gonnene europäische Zusammenarbeit in der ELDO 
aus technisch-wissenschaftlichen, wirtschaftlichen 
und politischen Gründen fortgesetzt werden sollte. 

Die endgültige deutsche Haltung in dieser An- 
gelegenheit kann jedoch erst nach Abschluß der 
zwischenstaatlichen Beratungen festgelegt werden. 
In jedem Fall strebt die Bundesregierung jedoch die 
Durchführung des gesamten Anfangsprogramms ein- 
schließlich der Flugerprobung der deutschen 3. Stufe 
an. 
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Die Frage eines europäischen Nachrichtensatelli- 
tenprogramms wird auf dieser Konferenz nicht be- 
handelt werden. Die bisherigen Arbeiten in den 
Ausschüssen der Europäischen Konferenz für Fern- 
meldeverbindungen mittels Satelliten — der CETS, 
d, h. Conference Europeenne des Telecommuni- 
cations par Satellites — sehen vor, innerhalb der 
nächsten 5 bis 6 Jahre gemeinsam unter Nutzung 
von ESRO und ELDO einen experimentellen Fern- 
meldesatelliten zu entwickeln. Die hierüber zu tref- 
fende Entscheidung der CETS- Vollkonferenz wird 
wesentlich von dem Ergebnis der Verhandlungen 
über die Zukunft der ELDO beeinflußt werden. 

Vizepräsident Frau Dr* Probst: Eine Zusatz- 
frage. 

Kahn- Ackermann (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind innerhalb der Bundesregierung Beratungen dar- 
über gepflogen worden, ob die Bundesrepublik auf 
einer Weiterführung dieser Programme auf jeden 
Fall bestehen wird, auch wenn das bedeutet, daß er- 
heblich größere finanzielle Beiträge als bisher zu 
leisten sind? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Ab- 
geordneter, es handelt sich jetzt um einen Zeit- 
punkt, wo zwischenstaatliche Beratungen stattfin- 
den. Die Bundesregierung ist natürlich erheblich in- 
teressiert, daß ihr „Gesellenstück^', die 3. Stufe, voll- 
jßj endet und erprobt wird. Sie muß auch weiter mit an- 
deren europäischen Staaten daran interessiert sein, 
daß die Möglichkeit einer wirtschaftlichen Nutzung 
von Satelliten gegeben ist und jeweils eine Träger- 
rakete zu wirtschaftlichen Bedingungen zur Ver- 
fügung steht. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Frau Dr. Max- 
sein zu einer Zusatzfrage. 

Frau Dr. Maxsein (CDU/CSU): Herr Staatsse- 
kretär, welche Summe hat die Bundesrepublik in 
das Gemeinschaftswerk ELDO A investiert? Wäre 
dieser finanzielle Beitrag ä fonds perdu geleistet, 
wenn das Projekt eingestellt würde, nachdem der 
britische Arbeitsanteil erledigt ist? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Die Bun- 
desregierung hat bisher, d. h. bis Ende 1965, rund 
184 Millionen DM für das Projekt gezahlt. Diese 
Summe ist in vollem Umfang durch Aufträge zum 
Bau der 3. Stufe in die Bundesrepublik zurückge- 
flossen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Dr. Maxsein. 

Frau Dr. Maxsein (CDU/CSU): Wie konnte es 
zu den gravierenden finanziellen Fehleinschätzun- 
gen und den zeitlichen Verschiebungen kommen? 
Wo liegen die Gründe? 


Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Die Gründe 
liegen hier auf unserer Seite zunächst darin, daß 
wir, als wir der ELDO beitraten, kaum Experten 
hatten, um die Zahlenangaben, die im Ausland über 
das ELDO-Projekt gemacht worden waren, im ein- 
zelnen nachzuprüfen. Die Fehleinschätzungen sind 
aber auch im Ausland niemanden zur Last zu legen; 
denn dieses Vorhaben, eine dreistufige Rakete in- 
ternational durch verschiedene Staaten bauen zu 
lassen, ließ sich am Anfang nicht voll übersehen. Es 
ist auch in der amerikanischen Entwicklung sehr oft 
der Fall, daß die Projekte nachher nicht nur doppelt, 
sondern sogar dreifach so teuer werden. Ich glaube, 
es läßt sich hier niemandem ein Vorwurf machen, 
auch im Ausland nicht, weil die Entwicklung der 
Kosten am Anfang einfach noch nicht zu übersehen 
war. 

Dr. Frede (SPD): Woraus erklärt sich der we- 
sentlich höhere Anteil, den die Bundesregierung im 
Jahre 1966 für das ELDO-Projekt zu zahlen hat? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Die hö- 
here Beitragsleistung für 1966 ergibt sich aus dem 
entsprechend dem Baufortschritt des Projekts erhöh- 
ten Finanzbedarf und aus der Verteuerung des 
ELDO-Programms insgesamt. Sie wissen, daß ur- 
sprünglich der Ansatz für die ELDO ungefähr die 
Hälfte von dem betragen hat, was jetzt internatio- 
nal errechnet worden ist. 

(D) 

Flämig (SPD): Herr Staatssekretär, trifft es zu, 
daß ein Mitgliedsland der ELDO, nämlich Großbri- 
tannien, in letzter Zeit die Absicht geäußert hat, aus 
der ELDO auszuscheren? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung; Es ist 
Ihnen bekannt, daß die britische Regierung den an- 
deren Mitgliedstaaten der ELDO die Nachricht ge- 
geben hat, daß sie wegen der finanziellen Entwick- 
lung Bedenken hat, die Arbeiten in der bisher ge- 
dachten Form fortzuführen. Darüber sollen eben 
nach den britischen Wahlen Besprechungen stattfin- 
den. Inzwischen finden unter den anderen ELDO- 
Partnern bereits Abstimmungen statt. 

Flämig (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Ihre 
Antwort so verstehen, daß bisher noch kein offiziel- 
ler Schritt seitens der britischen Regierung in dieser 
Beziehung unternommen wurde, daß also die Be- 
sorgnis wegen der Zukunft dieses Projekts bis jetzt 
nur auf einem Rauschen im Blätterwald beruht? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bimdesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Ich möchte 
sagen, es liegt ein Zwischenstadium vor. Die bri- 
tische Regierung hat die anderen Mitgliedstaaten 
von ihren Gedankengängen über die Kosten und 
über die Notwendigkeit, das ganze Projekt der 
ELDO noch einmal zu überprüfen, unterrichtet. 
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(A) Dr. Müller (München) (SPD): Glauben Sie, Herr 
Staatssekretär, daß die Ursachen für diesen Schritt 
der ibritischen Regierung darin liegen könnten, daß 
die britische Regierung daran interessiert ist, ihren 
Anteil an den Gesamtkosten zu senken, der ja bis- 
her der weitaus höchste Anteil aller beteiligten Län- 
der ist? 

Dr. Cartellierir Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftlidie Forschung: Richtig ist, 
Herr Abgeordneter, daß die britische Regierung bis- 
her den größten Anteil getragen hat, nämlich rund 
38 Vo, während wir 22,01 Vo tragen. Man kann aber 
nicht sagen, das sei das Motiv der britischen Re- 
gierung. 

Dr. Müller (München) (SPD) : Wie würde sich die 
Bundesregierung verhalten, wenn diese Frage zwi- 
schen den beteiligten Ländern geklärt werden 
sollte? Ist sie bereit, den deutsdien Anteil zu er- 
höhen? 

Dr. Carfellleri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forsdiung: Hierüber 
läßt sich noch nichts sagen. Zunächst müßte man 
dazu wissen, auf welches technische Zukunftsprojekt 
man sidi einigt. Die Bundesregierung wird bemüht 
sein, wie ich bereits ausführte, das erste, also das 
Anfangsprogramm A der ELDO durdizuführen, in 
dem sich unser „Gesellenstück", die dritte Stufe, be- 
findet. Diese Entwicklung muß erprobt werden, und 
es scheint mir audi vernünftig zu sein, daß man 
diese erste Rakete nicht in Riesenausmaßen geibaut 
hat, sondern in der Größenordnung, in der man auch 
in der Industrie Projekte beginnt, also in einem 
zunächst kleineren Maßstab, um erst einmal Erfah- 
rungen zu sammeln. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Frage IV/2 des Herrn Abgeordneten Dr. Heilige auf: 

Weldie Möglichkeit sieht die Bundesregierung, den Fortgang 
der Bauarbeiten an der Göttinger Universität entsprechend den 
Vorschlägen des Wissenschaftsrates durch Zuweisung von Bun- 
desmitteln sicherzustellen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Der Bund 
hat den Ausbau der Universität Göttingen von 1958 
bis 1965 mit insgesamt 35,3 Millionen DM unter- 
stützt. Für 1966 sind nach den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates Bundeszuschüsse von fast 20 Mil- 
lionen DM — genau 19,995 Millionen DM — für 13 
Bauvorhaben der Universität Göttingen sowie Bin- 
dungsermächtigungen in Höhe von 7 Millionen DM 
vorgesehen. Für zwei weitere an sich förderungs- 
würdige Bauvorhaben, das Institutsgebäude für Lei- 
besübungen einschließlich Sportplatzanlagen und 
den Neubau der Forstlichen Fakultät, hat der Wis- 
senschaftsrat allerdings auf eine Empfehlung ver- 
zichtet, weil dafür 1966 keine ausreichenden Mittel 
zur Verfügung stehen. Die vorgesehene Erhöhung 
der Hochschulbaumittel von 281,3 Millionen DM — 
Ist- Ausgabe 1965 — um über 30 ^/o auf 372 Mil- 
lionen DM 1966 — darunter erstmalig 22 Millionen 
DM für die Neugründung von Hochsdiulen, nämlich 


(Q 

die Medizinischen Akademien in Lübeck und Han- 
nover — zeigt jedoch, daß die Bundesregierung er- 
heibliche Anstrengungen unternimmt, um den ra- 
schen Ausbau der Hochschulen weiter zu fördern. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Die erste Zu- 
satzfrage. 

Dr. Heilige (FDP); Herr Staatssekretär, besteht 
nicht die Möglichkeit, über die bisher gewährten 
Mittel hinaus die Dotationen für die Medizinische 
Akademie in Hannover zu erhöhen, um dadurch den 
Herrn Niedersächsischen Kultusminister in die Lage 
zu versetzen, dafür ursprünglich vorgesehene Mittel 
der Universität Göttingen zuzuwenden? 

Dr. Cartelllerlv Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Ob diese 
Möglichkeit besteht, hängt im wesentlichen mit von 
diesem Hohen Hause ab. Wir bemühen uns, daß es 
auch im Jahre 1967 möglich sein wird, in ausreichen- 
dem Umfang Bundesmittel für den Ausbau der 
bestehenden Hochschulen und für die Neuerrich- 
tung von Hochschulen zur Verfügung zu stellen. 
Wie Sie wissen, Herr Abgeordneter, beruht der 
Bundeszuschuß an die beiden medizinischen Hoch- 
schulen in Lübeck und Hannover auf unmittelbaren 
Vereinbarungen zwischen dem Bund und den beiden 
Ländern, während ein Abkommen über die Finan- 
zierung der neuen Hochschulen zwischen dem 
Bund und den Ländern allgemein noch nicht geschlos- 
sen worden ist. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Zu- 
satzfrage. 

Dr. Heilige (FDP): Darf ich damit rechnen, Herr 
Staatssekretär, daß auch in den kommenden Jahren 
die Zuweisungen für Göttingen in größtmöglichem 
Rahmen gehalten werden, damit die Bauten zügig 
weitergeführt werden können? 

Dr. Cartellierir Staatssekretär des Bundesmini- 
steriums für wissenschaftliche Forschung: Herr Abge- 
ordneter, ich darf versichern, daß wir alles versuchen 
werden, um dies zu erreichen. Wenn der Gesamt- 
betrag der Zuwendungen des Bundes für Göttingen 
im Vergleich zu den Zuwendungen für einzelne 
andere Hochschulen etwas niedriger liegt, so ist das 
darauf zurückzuführen, daß die niedersächsische 
Ausbauplanung zunächst gegenüber anderen Hoch- 
schulen noch nicht so weit fortgeschritten war. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Keine Zusatz- 
fragen. — Ich danke dem Herrn Staatssekretär. — 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Frage V/1 des Abgeordneten 
Höhmann: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in weldiem Umfange die 
Deutsche Bundesbahn sogenannte „Sdhaffnerwagen" auf Personen- 
2ugstrecken einzuführen gedenkt, in denen Reisende ihre Fahr- 
ausweise lösen können, wenn sie an Haltepunkten oder bahn- 
steiglosen Bahnhöfen eingestiegen sind? 

Herr Staatssekretär, bitte! 
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(A) Seiermanii, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Frau Präsidentin, ich bitte, die 
drei Fragen des Abgeordneten Höhmann gemein- 
sam beantworten zu dürfen, da sie im Zusammen- 
hang stehen. 

Vizepräsident Frau Dr, Probst: Ist der Herr 
Fragesteller damit einverstanden? 

(Abg. Höhmann [Hessisch Lichtenau]: Ein- 
verstanden!) 

— Dann rufe ich auch die Fragen V/2 und V/3 auf: 

Ist aus Gründen der Rationalisierung daran gedacht, die 
„Schaffnerwagen" auch besonders auf wenig rentablen Neben- 
strecken im Zonengrenzgebiet einzuführen? 

Liegen über das System der „Schaffnerwagen" bereits Erfah- 
rungen vor? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Dr, Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich be- 
antworte Ihre Frage mit Nein. Der Bundesregierung 
ist nicht bekannt, in welchem Umfang die Deutsdie 
Bundesbahn sogenannte Schaffnerwagen einführen 
will; die Bundesbahn ist sich selbst darüber noch 
nicht schlüssig geworden. 

Da noch nicht feststeht, ob die Bundesbahn über- 
haupt das System der Schaffnerwagen auf größeren 
oder kleineren Teilen ihres Streckennetzes einfüh- 
ren wird, wäre es verfrüht, schon jetzt die Frage 

(B) zu erörtern, inwieweit etwa das System im Zonen- 
randgebiet Anwendung findet. Die bisherigen recht 
spärlichen Erfahrungen erlauben es noch nicht, ein 
Urteil darüber abzugeben, ob sich das Verfahren 
für den Bundesbahnbetrieb eignet. 

Vizepräsident Frau Dr, Probst: Eine Zusatz- 
frage, Herr Höhmann. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Herr 
Staatssekretär, können Sie hier darstellen, welche 
spärlichen Erfahrungen vorliegen? 

Dr« Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Nach den Unterlagen, die ich 
von der Bundesbahn bekommen habe, sind zur Zeit 
nur Versuche auf einzelnen Strecken der Bundes- 
bahndirektionen Stuttgart und Essen durchgeführt 
worden oder in Durchführung. 

Vizepräsident Frau Dr, Probst: Zweite Zu- 
satzfrage. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD): Hat die 
Bundesbahn schon darüber einen Bericht geben kön- 
nen, in welchem Maße sich Personaleinsparungen 
auf die Senkung des Betriebs dieser Strecken aus- 
wirken? 

Dr* Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Nein, Herr Abgeordneter. 


(C) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Höhmann (Hessisch Liditenau) (SPD): Wäre es 
nicht notwendig, Herr Staatssekretär, daß man sich, 
bevor die Deutsche Bundesbahn ein zweites Verfah- 
ren zur Stillegung von Strecken im Zonenrandgebiet 
anstrebt, Gedanken darüber macht, ob man nicht 
auf diesem Wege zur Verbilligung des Betriebs von 
Nebenstrecken im Zonenrandgebiet kommen könnte? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Die Frage wird sicher berück- 
sichtigt. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Vierte Zu- 
satzfrage. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD): Wird die 
Bundesregierung mit allen ihr zur Verfügung ste- 
henden Mitteln darauf hinwirken, daß die Bundes- 
bahn, die jetzt an die Pläne für ein zweites Still- 
legungsverfahren herangeht, diese Dinge im Zonen- 
randgebiet nicht weiter betreibt, damit nicht noch 
mehr Unruhe geschaffen wird, als bisher schon ent- 
standen ist? 

Dr. SelermanUr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich habe 
wohl bereits mehrfach in diesem Hohen Hause pj 
erklärt, daß irgendwelche Stillegungsmaßnahmen 
im Zonenrandgebiet außer Diskussion stehen. Wenn 
und soweit Untersuchungen durchgeführt werden, 
sind sie ausschließlich innerbetrieblicher Art, näm- 
lich um den von der Bundesbahn beabsichtigten Er- 
satzanspruch nach Maßgabe des Bundesbahnge- 
setzes gegen die Bundesregierung belegen zu kön- 
nen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Fünfte Zusatz- 
frage. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Herr 
Staatssekretär, sollte Ihnen nicht bekannt sein, daß 
die Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
sich an die Bezirksdirektionen gewendet und um 
weitere Vorschläge für Stillegungsmaßnahmen auch 
im Zonenrandgebiet gebeten hat und daß dabei aus 
keinem Wort hervorgeht, daß es sich hier lediglich 
darum handelt, Ersatz nach § 28 a des Bundesbahn- 
gesetzes zu bekommen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Das ist mir nicht bekannt. Ich 
werde Ihre Mitteilung sofort nachprüfen lassen. Ich 
kann mir nur denken, daß die Bundesbahn mit 
Rücksicht auf das sogenannte zweite Stillegungs- 
programm, das uns noch gar nicht vorliegt, die Bun- 
desbahndirektionen gebeten hat, festzustellen, 
welche Strecken eventuell im Zonenrandgebiet in 
Frage kämen, wenn nicht die Situation des Zonen- 
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randgebiets vorläge, weil dann bestimmte Unkosten 
zu Lasten des Bundes gehen müßten. Diese Unkosten 
muß die Bundesbahn berechnen. 

(Abg. Höhmann [Hessisch Lichtenau]: Dann 
hat sich die Bundesbahn sehr ungeschickt 
ausgedrückt!) 

Ich will das gerne nachprüfen. 

Vizepräsident Frau Dr* Probst: Herr Abge- 
ordneter Strohmayr zu einer ersten Zusatzfrage. 

Strohmayr (SPD): Herr Staatssekretär, glauben 
Sie nicht, daß es möglich wäre, die Fahrkarten nicht 
in dem sogenannten Schaffnerwagen, sondern in 
einschlägigen Geschäften zu verkaufen? 

(Heiterkeit.) 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Die Anregung ist mir noch 
nicht gegeben worden; aber ich will sie gerne 
weitergeben. 

Strohmayr (SPD): Herr Staatssekretär, die Sache 
wäre gar nicht so schlecht. Die Bundesbahn sollte 
sich überlegen, ob die Zeitkarten nicht beispiels- 
weise in Milchgeschäften verkauft werden könnten. 

(Heiterkeit.) 

Ich glaube, daß das wirklich eine Erleichterung 
wäre und daß man dadurch die Sdiaffnerwagen auf 
(B) den Nebenstrecken sparen könnte. 

Dr. SeiermanUr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich will diese Anregung gerne 
weitergeben und prüfen lassen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Gramer. 

Cramer (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie be- 
reit, in die Prüfung auch die Frage einzubeziehen, 
ob es vertretbar ist, die Strecke von Jever nach 
Harle, die zur Nordseeinsel Wangerooge führt, still- 
zulegen? 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, Sie wis- 
sen, daß jede Stillegungsüberlegung von der Bun- 
desbahn zunächst mit der zuständigen Landesregie- 
rung besprochen und abgeklärt werden muß, um 
festzustellen, ob und welche außerbetriebswirt- 
schaftlichen Gründe für die Aufrechterhaltung einer 
Strecke sprechen. Ich bin überzeugt, daß das auch 
bei den Strecken geschieht, die Sie im Auge haben. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich mache 
darauf aufmerksam, daß die Zusatzfragen sich im 
Rahmen der ursprünglichen Frage halten müssen; 
sie dürfen nicht zu stark davon abweichen. Wir 
haben 107 Fragen vorliegen und müssen konzentriert 
arbeiten. 


Ich rufe die Frage V/4 des Abgeordneten Dr. 
Wörner auf: 

Wird dafür gesorgt, daß die Pläne zur Stillegung von Bundes- 
bahnstrecken im Zuge der Rationalisierung der Deutschen Bun- 
desbahn laufend mit den sonstigen Verkehrsplanungen des 
Bundes und der Länder abgestimmt werden? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Frau Präsidentin, ich bitte, 
auch hier die drei Fragen des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wörner gemeinsam beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ist der Frage- 
steller damit einverstanden? — Ist der Fragesteller 
überhaupt anwesend? — Dann muß ich fragen, wer 
bereit ist, die Fragen zu übernehmen. — Niemand. 
Die soeben aufgerufene Frage und die zwei wei- 
teren Fragen des Herrn Abgeordneten Dr. Wörner: 

Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß bei der Auswahl 
von stillzulegenden Bundesbahnstrecken nicht nur Gesichtspunkte 
der Rentabilität, sondern vor allem auch die sonstige Verkehrs- 
lage des betroffenen Gebiets berücksichtigt werden? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren Straßenbauprogram- 
men die von der Stillegung von Bundesbahnstrecken betroffenen 
Gebiete künftig vorrangig zu berücksichtigen, um die im Inter- 
esse einer vernünftigen Raumordnung unerläßliche Gleichmäßig- 
keit der Verkehrsbedienung aller Räume zu sichern? 

werden schriftlich beantwortet. 


Ich rufe die Fragen V/7 und V/8 des Herrn Abge- 
ordneten Richter auf: 

Sind die Bundesregierung und die Deutsche Bundesbahn be- 
reit, nach Ablauf von 20 Jahren eine endgültige Entscheidung zu 
treffen, ob die Bahnlinie Neckarelz — Obrigheim — Meckesheim, die 
durch Sprengung der Eisenbahnbrücke über den Neckar seit dem 
Jahre 1945 unterbrochen ist, durch Aufbau der Brücke wieder in 
Betrieb genommen werden kann? 


Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, bis zur Indienststellung 
der Strecke Neckarelz — Meckesheim zwischen den Gemeinden 
Mörtelstein, Asbach, Daudenzell und Aglasterhausen eine Stra- 
ßenschnellverbindung zum Ausgleich herzustellen? 

Die Fragen werden ebenfalls schriftlich beantwortet. 

Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach Ein- 
gang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Ich rufe die Frage V/9 des Herrn Abgeordneten 
Börner auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung dahin gehend zu ändern, daß Stoßstangen an 
Kraftfahrzeugen zweckentsprechend in einer bestimmten Höhe 
angebracht werden müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Stoßstangen an Kraftfahrzeu- 
gen können die Fahrzeuge nur vor Berührungs- 
schäden, z. B. bei Rangierbewegungen, schützen, 
nicht aber Verletzungen der Fahrzeuginsassen beim 
Aufprall ausschließen oder mildern. Ihre Verstär- 
kung und ihre Anbringung in einer bestimmten Höhe 
ist empfehlenswert, soll jedoch nicht vorgeschrieben 
werden, weil es die Verkehrssicherheiet nicht er- 
fordert. Wir sind im Zweifel darüber, Herr Abge- 
ordneter, ob die Ermächtigung des § 6 des Straßen- 
verkehrsgesetzes ausreichen würde, auch solche 
Vorschriften zu erlassen, die sich auf empfehlens- 
werte und nicht im Interesse der Verkehrssicherheit 
notwendige Maßnahmen erstrecken. Es ist aber vor- 
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gesehen, an der Rückseite der Lastkraftwagen und 
deren Anhänger eine Einrichtung vorzuschreiben — 
und zwar aus Gründen der Verkehrssicherheit — , 
die das Unterfahren durch Kraftfahrzeuge niedriger 
Bauart verhindert. 

Vizepräsident Frau Dr« Probst: Erste Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Börner. 

Börner (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie sich 
bewußt, daß diese Ihre Erfahrungen, daß die Stoß- 
stange keine zusätzliche Sicherheit gebe, nicht mit 
den Erfahrungen übereinstimmt, die man in hoch- 
motorisierten Ländern, wie z. B. in den USA, oder 
auch im französischen Automobilbau bei gewissen 
Firmen gemacht hat? Meinön Sie nicht auch, daß 
angesichts des immer stärker werdenden Innenstadt- 
verkehrs in den Ballungszentren der Bundesrepublik 
z. B. auch beim Parken eine ganze Reihe von Baga- 
tellunfällen vermeidbar wäre, wenn die Stoßstange 
wirklich eine Stoßstange und keine Zierleiste wäre, 
wie es heute der Fall ist? 

Dr. Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich darf 
auf den letzten Punkt vorweg eingehen. Sie wissen, 
daß langjährige Normungsvorbereitungen und Nor- 
mungsarbeiten abgeschlossen sind, die die Stoß* 
Stangen und ihre Anbringung betreffen. Das Ergeb- 
nis dieser Arbeiten — also entsprechende Normen — 
wird 'den Mitgliedsfirmen von der Automobilindu- 
strie auch sehr stark empfohlen. 

P) Die Erfahrungen in Deutschland, Herr Abgeord- 
neter, gehen allerdings dahin — und mir liegt keine 
gegenteilige Äußerung vor — , daß die Stoßstange für 
den Schutz von Leib und Leben praktisch ohne Be- 
deutung ist. Sie kann Blechschäden mildern, aber 
wohl in keinem Falle die Verkehrssicherheit, näm- 
lich den Schutz von Leib und Leben, fördern. 

Die Erfahrungen und die Verhältnisse in den Ver- 
einigten Staaten sind mir durchaus bekannt. Hierbei 
ist aber zweierlei zu berücksichtigen. Einmal wei- 
chen in den Vereinigten Staaten die Bauformen und 
die Größe der verschiedenen Pkw-Typen nicht in 
dem Maße voneinander ab, wie das bei der großen 
Streuung von Klein-, Mittel- und Großwagen in der 
Bundesrepublik der Fall ist. Dadurch wird in den 
Vereinigten Staaten die Anbringung der Stoßstan- 
gen auf gleicher Höhe wesentlich erleichtert, wäh- 
rend sie bei uns kaum für alle Fahrzeugarten er- 
reichbar ist. In den Vereinigten Staaten liegt für 
diese gleiche Stoßstangenhöhe auch deswegen ein 
verstärktes Bedürfnis vor, weil dort so eng geparkt 
wird, daß vielfach zunächst ein Verschieben anderer 
Fahrzeuge erforderlich ist, um den Standplatz mit 
dem Fahrzeug verlassen zu können. Ein solches 
Verfahren begegnet bei uns in Deutschland Schwie- 
rigkeiten, weil die erforderliche Sicherung der Fahr- 
zeuge gegen unbefugte Benutzung — § 38 a Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung — ein Verschieben 
abgestellter Fahrzeuge vielfach nicht zuläßt. 

Ihre Bemerkung, Herr Abgeordneter, daß diese 
Auffassung hinsichtlich der Bedeutung der Stoß- 
stange für die Sicherheiet von Leib und Leben nicht 


allgemein geteilt wird, wird mir Anlaß geben, diese 
Frage noch einmal überprüfen zu lassen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Zu- 
satzfrage. 

Börner (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
nicht mit mir darin übereinstimmen, daß der immer 
enger werdende Parkraum in unseren Großstädten 
schon ein Grund wäre, die Frage zu überdenken, 
und würden Sie nicht auch darin mit mir überein- 
stimmen, daß es im Interesse des Allgemeinwohls 
nützlich wäre, an diese Frage nicht unter Berück- 
sichtigung des starken Individualismus in der deut- 
schen Automobilherstellung heranzugehen, sondern 
im Interesse der Sicherheit des Verkehrs in den 
nächsten Jahren eine weitgehende Typisierung und 
Normierung anzustreben? 

Dr. Selermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, wir kom- 
men möglicherweise dazu, durch gesetzliche Ände- 
rungen die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß, 
wenn die Empfehlungen der Automobilindustrie 
hinsichtlich der Normung der Stoßstangen nicht in 
dem erforderlichen Maße erfüllt werden sollten, 
dann auch in der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung entsprechende Vorschriften erlassen werden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Ritz. 

Dr. Ritz (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wür- pj 
den Sie es im Zusammenhang mit der Frage des ^ 
Kollegen Börner für zweckmäßig halten, daß grund- 
sätzlich die Stoßstangen aller Fahrzeuge mit Gummi- 
puffern ausgestattet würden? 

Dr, Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich bin zu wenig Techniker, 
um diese Frage aus dem Handgelenk beantworten 
zu können. Ich will sie aber gern prüfen lassen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Erste Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Feilermaier. 

Feilermaier (SPD) : Herr Staatssekretär, darf 
man Ihre Antwort so verstehen, daß die Bundes- 
regierung bereit wäre, der Automobilindustrie drin- 
gend die Normierung zu empfehlen, ähnlich wie die 
Automobilindustrie im Export nach den Vereinig- 
ten Staaten darauf Rücksicht nimmt und eigene Stoß- 
stangen entwickelt hat? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, das ist be- 
reits geschehen, und das wird auch weiterhin ge- 
schehen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Jahn. 

Jahn (Marburg) (SPD): Warum genügt nicht die 
Möglichkeit, die Gefährlichkeit von Auffahrunfällen 
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ZU mildern, unter Umständen wesentlich zu mildern, 
um die Bundesregierung zu einer sinnvollen Aus- 
legung der entsprechenden Vorschriften zu veran- 
lassen? 

Dr, Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich habe 
mich über diese Frage gerade heute vormittag noch 
mit den Juristen meines Hauses unterhalten, und 
die Herren neigen doch der Auffassung zu, daß nach 
dem Sinn der Ermächtigung des § 6 des Straßenver- 
kehrsgesetzes Vorschriften auf Grund der Straßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung nur dann erlassen 
werden sollten, wenn sie der Sicherheit von Leben 
und Gesundheit dienen. Da die Anregung aber von 
einem so qualifizierten Juristen kommt, will ich die 
Frage gern noch einmal prüfen lassen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz- 
frage des Herrn Abgeordneten Ott. 

Ott (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden Sie 
bitte bei der von Ihnen angekündigten Prüfung hin- 
sichtlich der Stoßstangen weiterhin prüfen lassen, 
ob auch einheitliche Abschleppvorrichtungen für 
sämtliche Fahrzeuge angebracht wären? Es wird bei 
Unfällen immer wieder festgestellt, daß das Ab- 
schleppen Schwierigkeiten macht, weil keine geeig- 
neten Abschleppvorrichtungen vorhanden sind. 

Dn SelermanUr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich will diese Anregung gern 
aufgreifen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Zu- 
satzfrage des Herrn Abgeordneten Feilermaier. 

Feilermaier (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha- 
ben Ihre Antwort eben so formuliert, daß die Rechts- 
experten in Ihrem Hause keine Veranlassung sehen, 
weil Schädigungen in der Gesundheit der Menschen 
trotzdem möglich wären. Gibt es nicht volkswirt- 
schaftliche Überlegungen — da Auffahrunfälle zu 
ungeheuren Schadenssummen führen können — , die 
Anlaß geben könnten, hier trotzdem tätig zu wer- 
den? 

Dr. SeiermanUr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich habe 
bereits zum Ausdruck gebracht, daß wir unter Um- 
ständen tätig werden. Das kann aber nicht auf Grund 
bestehender Gesetze oder Verordnungen geschehen, 
sondern es müßte wahrscheinlich — jedenfalls nach 
unserer bisherigen Auffassung — eine gesetzliche 
Ermächtigung dazu geschaffen werden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Frage V/lO des Herrn Abgeordneten Picard auf: 

Ist der Bundesregierung ein Bericht im „Rheinischen Merkur" 
vom 18. Februar 1966 über die Entwicklung eines neuen Ent- 
giftungsgerätes für Autos bekannt? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Frau Präsidentin, darf ich die 
drei Fragen gemeinsam beantworten? 


Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ist der Frage- 
steiler damit einverstanden? 

(Abg. Picard: Ja!) 

— Ich bin es ebenfalls und rufe zusätzlich die Fra- 
gen V/11 und 12 des Abgeordneten Picard auf: 

Welche Meinung hat die Bundesregierung zur Frage der Eig- 
nung des unter V/10 bezeichneten, offenbar neuartigen Gerätes? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, darüber Auskunft zu 
geben, wann mit der Vorlage eines Gesetzes zur Reinhaltung der 
Luft von schädlichen Abgasen der Kraftfahrzeuge zu rechnen ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Unterlagen über die Konstruk- 
tion, Wirkungsweise und Eignung des Geräts für 
den vorgesehenen Zweck liegen dem Bundesver- 
kehrsministerium nicht vor. Der Bericht ist uns 
natürlich bekannt. Es wäre zweckmäßig, wenn der 
Erfinder sein Gerät bei der auf Veranlassung meines 
Hauses errichteten Prüfstelle für die Abgase von 
Kraftfahrzeugen beim Technischen Überwachungs- 
Verein in Essen, auf deren Zuständigkeit bereits 
wiederholt hingewiesen wurde, unter anderem im 
Verkehrsblatt Nr. 20/1965, begutachten ließe. 

In Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Gesundheitswesen ist der Bundesminister für 
Verkehr gegenwärtig bemüht, zur Ergänzung der 
Forderung des § 47 der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung Vorschriften über eine Begrenzung der 
schädlichen Bestandteile im Abgas der Kraftfahr- 
zeugmotoreh durch Rechtsverordnung vorzubereiten. 
Mein Haus hofft, daß diese gesetzlichen Bestimmun- P) 
gen im Laufe dieses Jahres erlassen werden können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Erste Zusatz- 
frage. 

Picard (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn 
Sie diese Rechtsverordnung im Laufe dieses Jahres 
erlassen wollen, — sind Sie heute in der Lage, etwas 
über den Wirkungsgrad von Geräten, wie wir sie im 
Augenblick in der Erprobung oder in der Erfahrung 
haben, zu sagen? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Darüber kann ich noch nichts 
sagen, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Zu- 
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie etwas darüber sagen, auf Grund welcher Tat- 
sachen in den Vereinigten Staaten eine gesetzliche 
Verpflichtung zu dem Gebrauch solcher Geräte 
— -soweit ich informiert bin, ab Ende dieses Jahres — 
eingeführt wird? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, die Ver- 
hältnisse in den Vereinigten Staaten habe ich mir 
sehr eingehend darlegen lassen. Es ist, kurz gefaßt, 
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so: Im Jahre 1960 wurde in Kalifornien erstmalig 
ein Gesetz erlassen, wonach Kraftfahrzeuge mit Ab- 
gasreinigungsgeräten ausgerüstet werden müssen. 
Dieses Gesetz sah aber weiterhin vor, daß zunächst 
eine bestimmte Anzahl solcher Vorrichtungen ent- 
wickelt und im Handel sein müssen. Erst vier Jahre 
später, nämlich im Jahre 1964, sind die ersten vier 
Geräte zugelassen worden. Daraufhin ist in den 
Vereinigten Staaten ein Bundesrahmengesetz ergan- 
gen. Der Gesetzentwurf ist am 7. Januar 1965 ein- 
gebracht worden; das Gesetz ist am 20. Oktober 1965 
in Kraft getreten mit der Maßgabe zusätzlicher Ver- 
ordnungen, daß die Produktion vom Jahre 1968 an 
mit diesen Geräten ausgestattet sein muß. In den 
Vereinigten Staaten wird gefordert — auf Grund 
dieses Gesetzes — , daß die Auspuffgase von Kraft- 
fahrzeugen mit einem Motorhubraum bis 2,3 1 höch- 
stens 2 ®/o Kohlenmonoxyd und 375 ppm Kohlen- 
wasserstoff enthalten dürfen; bei Fahrzeugen über 
2,3 1 sind die entsprechenden Sätze 1,5 Vo Kohlen- 
monoxyd und 275 ppm Kohlenwasserstoff. Diese 
Unterlagen liegen dieser unserer Prüfstelle in Essen 
vor und werden bei den weiteren Vorarbeiten für 
die Rechtsverordnungen berücksichtigt werden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Dritte Zu- 
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Tatsache, daß wir in der Bundesrepublik 
im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten kleinvolu- 
pj mige Motoren haben, also Motoren mit einem klei- 
neren Hubraum, besondere Erschwernisse bei der 
Entwicklung dieser Geräte mit sich bringt? 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Jawohl, das trifft zu. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Vierte Zu- 
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, in Ihrem Hause Überlegungen anzustel- 
len, die darauf hinzielen, die Kraftfahrzeugindustrie 
durch eine Änderung der Besteuerung anzureizen, 
auch in der Bundesrepublik Motoren zu entwickeln, 
die einen größeren Hubraum haben, um die Entwick- 
lung solcher Geräte zu erleichtern? 

Dr. Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Diese Überlegungen sind im 
Gange. Ich bin überzeugt, daß das Moment der Luft- 
verunreinigung sehr stark dabei berücksichtigt wird. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Dr. Bar- 
dens, eine erste Zusatzfrage. 

Dr. Bardens (SPD): Herr Staatssekretär, bedeu- 
tet nach den Meldungen über neue überraschende 
Initiativen des Gesundheitsministeriums auf diesem 
Gebiet am Wochenende die Abwesenheit der Frau 
Minister heute, daß sie das Interesse an dieser 
Sache vielleicht schon wieder verloren hat? 


Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich glaube nicht, Herr Abge- 
ordneter. Alle unsere Fragen, die dieses Gebiet 
betreffen, werden vorher hinsichtlich der Beantwor- 
tung mit ihr bzw. ihrem Hause abgestimmt. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Erste Zusatz- 
frage, Herr Josten. 

Josten (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
bereit, im Interesse der Gesundheit unserer Bevöl- 
kerung auf eine beschleunigte Regelung des hier 
angeschnittenen Problems hinzuwirken, da inzwi- 
schen von vielen Ärzten schon auf die große Gefahr 
für die Gesundheit der Menschen hingewiesen 
wurde? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr; Herr Abgeordneter, wir sind 
seit Jahren mit dieser Aufgabe befaßt, und Sie 
dürfen überzeugt sein, daß wir alles tun, um dieses 
Problem so schnell wie möglich zu lösen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Keine weite- 
ren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage V/13 der Abgeordneten Frau 
Dr. Hubert auf: 

Was hat die Bundesregierung getan, um zur Verringerung der 
Luftverunreinigung durch Kraftfahrzeuge dem Antrag des Bun- 
destages vom Januar 1965 zu entsprechen, nämlich unverzüglich 
Richtlinien über zulässige Grenzwerte für luftverunreinigende 
Stoffe in Abgasen von Kraftfahrzeugen zu erlassen (Klarstellung 
und Erläuterung des Begriffs „jeweiliger Stand der Technik" in (D) 
§ 47 Satz 1 Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnimg) ? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Frau Präsidentin, ich bitte, 
die beiden Fragen der Frau Abgeordneten Dr. 
Hubert gemeinsam beantworten zu dürfen, wenn 
sie einverstanden ist. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Sind Sie ein- 
verstanden, Frau Dr. Hubert? 

Frau Dr. Hubert (SPD): Sie sind zwar etwas 
unterschiedlich, aber bitte! 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Also gut, ein- 
verstanden, ich ebenfalls. Dann rufe ich auch die 
Frage V/14 auf : 

Was hat die Bundesregierung getan, um Vorrichtungen zur 
Entgiftung der Abgase auf ihre Eignung prüfen zu lassen und 
die Entwicklung solcher Vorrichtungen zu fördern? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: In Durchführung des Be- 
schlusses des Deutschen Bundestages vom Januar 
1965 hat das Bundesverkehrsministerium eine Prüf- 
stelle für die Abgase von Kraftfahrzeugen beim 
Technischen Uberwachungsverein in Essen errichtet. 

Die Prüfstelle hat die Aufgabe, Untersuchungen 
und Entwicklungen auf dem Gebiet der Abgasbe- 
kämpfung durchzuführen, die für den Erlaß von 
Bestimmungen über die zulässigen Grenzwerte von 
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schädlichen Abgasbestandteilen und für die Kon- 
trolle der Einhaltung, dieser Grenzwerte notwendig 
sind. Weiterhin soll sie die dazu erforderlichen 
Meßgeräte in Zusammenarbeit mit den Herstellern 
entwickeln und die Geräte und Einrichtungen zur 
Abgasbekämpfung, mit denen die Kraftfahrzeuge 
künftig auszurüsten sind, auf ihre Eignung prüfen. 

Zur Festlegung eines Prüfverfahrens, das den 
deutschen Verhältnissen entspricht, wird im Auf- 
träge meines Hauses durch Herrn Professor Dr. 
Luther an der Bergakademie Clausthal-Zellerfeld 
eine Forschungsarbeit zur Aufstellung eines Fahr- 
zyklus durchgeführt, die vor dem Abschluß steht. 

Die Bestimmungen über die zulässigen Grenz- 
werte für luftverunreinigende Stoffe in den Ab- 
gasen der Kraftfahrzeugmotoren sind in Vorbe- 
reitung und werden im Einvernehmen mit dem 
Bundesgesundheitsministerium als Rechtsverord- 
nungen erlassen werden, sobald die notwendigen 
Vorarbeiten abgeschlossen sind. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst s Frau Dr. 
Huber, eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Hubert (SPD): Das war die Beantwor- 
tung der ersten Frage. Die andere Frage iist noch 
nicht beantwortet. Zu der eben gegebenen Antwort 
möchte ich fragen: Wie lange wird es noch dauern, 
bis die notwendigen Unterlagen zum Erlaß dieser 
Richtlinien da sind? 

(B) 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
stcrium für Verkehr: Frau Abgeordnete, ich habe 
bereits zu der vorhergehenden Anfrage ausgeführt, 
daß wir hoffen, diese Rechtsverordnungen noch im 
, Laufe dieses Jahres erlassen zu können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Zu- 
satzfrage. 

Frau Dr. Hubert (SPD): Was hält die Bundes- 
regierung von dem Vorschlag des nordrhein-west- 
fälischen Ministers Weyer, den Autoverkehr stillzu- 
legen, falls durch bestimmte Witterungsverhältnisse 
. durch Abgase eine besondere Gefahr entsteht? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Das ist eine Angelegenheit, 
die den Landespolizeibehörden Vorbehalten ist. 
Wenn der Chef der Landespolizeiverwaltung meint, 
daß eine solche Maßnahme im Interesse der All- 
gemeinheit, der Gesundheit der Bevölkerung, zur 
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung usw. not- 
wendig ist, ist er dazu ermächtigt. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Dritte Zu- 
satzfrage? 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Meint die Bundesregie- 
rung nicht, daß es richtiger wäre, vorsorglich der 
Industrie Auflagen zu machen, damit eine solche 
Gefahrensituation nicht eintritt? 


Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ja, selbstverständlich. Des- 
wegen erlassen wir auch die Rechtsverordnungen 
und verzichten auf den ursprünglichen Gedanken, 
uns mit Richtlinien zu begnügen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Vierte Zu- 
satzfrage. Es ist Ihre letzte! 

Frau Dr. Hubert (SPD) : Ich hätte gern eine Ant- 
wort auf die zweite Frage. Sie haben sich jetzt auf 
die Richtlinien bezogen. Ich habe noch die Frage 
gestellt, was die Bundesregierung tut, um Vorrich- 
tungen zur Entgiftung der Abgase auf ihre Eignung 
prüfen zu lassen. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich darf noch einmal vorlesen, 
was ich zur Beantwortung dieser Frage gesagt habe: 

Die Prüfstelle hat die Aufgabe, Untersuchungen 
und Entwicklungen auf dem Gebiet der Abgas- 
bekämpfung durdizuführen, die für den Erlaß 
von Bestimmungen über die zulässigen Grenz- 
werte . . . notwendig sind. Weiterhin soll sie die 
dazu erforderlichen Meßgeräte in Zusammen- 
aribeit mit den Herstellern entwickeln und die 
Geräte und Einrichtungen zur Abgasbekämp- 
fung, mit denen die Kraftfahrzeuge künftig aus- 
zurüsten sind, auf ihre Eignung prüfen. 

Frau Dr. Hubert (SPD): Ist der Bundesregierung 
nicht bekannt (D) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Verzeihung, 
Frau Hubert, Sie haben Ihr Kontingent erschöpft. 

Sie hatten zwei Fragen, und Sie haben vier Zusatz- 
fragen gestellt. 

(Abg. Frau Dr. Hubert: Zu zwei Fragen 
habe ich doch sechs Zusatzfragen!) 

— Nein, Sie haben vier Zusatzfragen, je zwei für 
jede Frage. Zwei und zwei ist vier. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte. — 

Abg. Frau Dr. Hubert: Ich hatte geglaubt, 
daß ich zu jeder Frage drei Zusatzfragen 
hätte!) 

— Nein! Ich bitte die Geschäftsordnung nachzu- 
lesen. 

Ich bitte jetzt Herrn Dr. Müller (München). 

Dr. Müller (München) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, sind Sie nicht auch der Meinung, daß die Ent- 
wicklung etwa eines Elektroautomobils für den 
Großstadtverkehr die beste Lösung dieses Problems 
wäre? 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Jawohl, ich bin dieser Mei- 
nung — unter dem Gesichtspunkt der Reinhaltung 
der Luft. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Dr. Mül- 
ler (München)! 
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Dr. Müller (Mündien) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, sind Ihnen Pressemeldungen bekannt, wonach 
in den Vereinigten Staaten vom Staat etwa 70 Vo 
der Entwicklungskosten eines solchen Automobils 
getragen werden, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, sich in der Bundesrepublik in einem ähnlichen 
Umfang an der Entwicklung eines solchen Elektro- 
mobils zu beteiligen? 

Dr. Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Soweit ich unterrichtet bin, 
sind Entwicklungsarbeiten auf diesem Gebiet be- 
reits im Gange. Aber ich will diese Frage gern noch 
prüfen und Ihnen das Ergebnis schriftlich mitteilen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Bechert, 
bitte! Es ist Ihre erste Zusatzfrage. 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Herr Staats- 
sekretär, Sie sprachen von der technischen über- 
wachungsstelle in Essen, die die Aufgabe habe, 
nachzuprüfen — ich will es mit meinen Worten for- 
mulieren — , wieviel an Blei und krebserzeugenden 
Kohlenwasserstoffen — denn darum geht es ja — 
der Mensch verträgt. Ich möchte fragen: Ist das 
nicht lange bekannt? Das weiß man doch alles 
längst! Oder geht es in Wirklichkeit nur darum, 
festzustellen, wieviel man der Industrie auf diesem 
Gebiet zumuten kann? 

Dr. Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
(B) sterium für Verkehr: Nein, Herr Abgeordneter. Ich 
bin zwar kein Ingenieur, aber soweit ich mir habe 
berichten lassen, handelt es sich in erster Linie dar- 
um, festzustellen, wie bei der speziellen Art a) der 
deutschen Fahrzeuge, b) des Verkehrs in deutschen 
Städten — des sogenannten Fahrzyklus — diese 
schädlichen Stoffe am besten und zwedcmäßigsten 
beseitigt oder bekämpft werden können. So einfach 
liegen die Dinge nicht, daß man sagen könnte: Die 
Industrie ist bestrebt, das zu verhindern. Dazu ist 
die technische Wissenschaft seit vielen Jahren in 
viel zu starkem Maße mit dieser ganzen Proble- 
matik beschäftigt. Es vergeht ja kein Monat, in dem 
nicht irgendeine wissenschaftliche Stelle über diese 
Arbeiten und den Fortschritt bzw. den Rückschritt 
auf diesem Gebiet berichtet. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Dr. Be- 
chert, zweite Zusatzfrage. 

Dr. Bechert (Gau-Algesheim) (SPD) : Herr Staats- 
sekretär, darf ich darauf aufmerksam machen, daß 
sich der erste Teil meiner Frage darauf bezog, ob 
es nicht lange bekannt sei, wieviel man dem Men- 
schen zumuten könne, daß also ein Teil der Auf- 
gabe, die Sie genannt haben, bereits gelöst ist, aber 
von dieser technischen Uberwachungsstelle noch- 
mals behandelt werden soll. 

Dr. Seiermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium- für Verkehr: Ich weiß nicht, ob man diese 
Frage so apodiktisch mit einem ganz bestimmten 
Prozentsatz beantworten kann. Ich glaube, es 


kommt auch auf die Didite des Verkehrs an, in wel- 
ehern Umfang sich die Fahrzeuge an bestimmten 
Stellen und zu bestimmten Zeiten massieren. Jeden- 
falls weiß ich, daß diese Problematik sehr schwierig 
ist und daß sich viele, viele Wissenschaftler seit 
Jahren damit befassen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Abge- 
ordneter Höhmann, erste Zusatzfrage. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Herr 
Staatssekretär, nachdem Sie an der Frage V/14 der 
Kollegin Dr. Hubert etwas vorbeigekommen sind, 
indem Sie dargestellt haben, was die Prüfungsstelle 
tun sollte, möchte ich noch einmal ganz konkret fra- 
gen: Was ist denn inzwischen getan worden? 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Was getan vrorden ist? Es ver- 
geht keine Woche, in der nicht neue Apparate an- 
geboten oder vorgeführt werden, die dann an diese 
Stelle verwiesen und dort geprüft werden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Zu- 
satzfrage. 

Höhmann (Hessisch Lichtenau) (SPD) : Wie lange 
wird man warten müssen, Herr Staatssekretär, bis 
man dann zu einem Beschluß oder zu einem Ent- 
schluß kommt? 

Dr. Seiermannr Staatssekretär im Bundesmini- (1^) 
sterium für Verkehr: Ich habe bereits zweimal zum 
Ausdruck gebracht, daß wir, d. h. das Gesundheits- 
ministerium und mein Haus, Rechts Verordnungen 
noch im Laufe dieses Jahres erlassen können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zu Ihrer er- 
sten Zusatzfrage, Herr Höhmann, möchte ich bemer- 
ken, daß keine Wertungen erlaubt sind. 

Jetzt kommt Herr Mommer zur ersten Zusatz- 
frage. 

Dr. Mommer (SPD): Herr Staatssekretär, könnte 
das Quantum Giftgas, das wir so atmen müssen, 
nicht dadurch reduziert werden, daß man vor- 
schriebe, daß insbesondere die Lastwagen ihre Aus- 
puffgase nicht ausgerechnet in Nasefihöhe, sondern 
in Dachhöhe ablassen? 

Dr. Seiermaniir Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Herr Abgeordneter, ich glaube 
mich zu erinnern, daß diese Frage bereits wieder- 
holt Gegenstand der Erörterung und der Prüfung 
gewesen ist. Ich kenne die Gründe, die dagegen 
sprechen, daß die Auspuffgase in Nasenhöhe abge- 
lassen werden. Aber ich glaube mich zu erinnern, 
daß immer bestimmte technische Gründe gegen 
diese von Ihnen vorgeschlagene Lösung vorgebracht 
werden. Ich will mich aber gern nach dem neuesten 
Stand dieser Sache erkundigen und Sie unterrichten. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zweite Frage. 
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W Dr* Mommer (SPD): Ist es nicht so, daß in den 
Vereinigten Staten die Lastwagenbesitzer gezwun- 
gen sind, die Auspuffrohre in Dachhöhe anzubrin- 
gen? 

Dr. Selermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Es ist möglich. Ich kann es 
nicht bestätigen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Dr. Mül- 
ler-Hermann, erste Zusatzfrage. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU): Herr Staats- 
sekretär, wäre die Bundesregierung angesichts des 
Interesses, das dieses Thema in diesem Hohen 
Hause erweckt hat und das sich durch ständig wie- 
derholte Fragen in der Fragestunde zeigt, nicht be- 
reit, einmal dem Bundestag einen schriflichen Be- 
richt vorzulegen, was auf diesem Gebiet von seiten 
der Bundesregierung, von seiten der Automobil- 
industrie und von seiten unserer wissenschaftlichen 
Institute vorbereitet ist und sich in Gang befindet? 

Dr. Selermann, Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Ich werde diese Anregung 
gern aufgreifen und mit der Frau Gesundheitsmini- 
sterin besprechen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine weitere 
Zusatzfrage, bitte! Wir nähern uns dann dem Schluß 
der Fragestunde. 

(B) 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß derjenige, der in Essen ein solches Gerät 
prüfen lassen will, eine gewisse Summe Geldes sel- 
ber aufbringen muß? 

Dr. Selermann^ Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Er muß natürlich die Prüfungs- 
kosten zahlen. 

Picard (CDU/CSU): Können Sie etwas darüber 
sagen, wie hoch die Prüfungskosten sind? 

Dr. Selermannr Staatssekretär im Bundesmini- 
sterium für Verkehr: Das kann ich nicht sagen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Damit sind 
wir am Schluß der Fragestunde. Ich danke dem 
Herrn Staatssekretär für die Beantwortung. 


Ich rufe auf Punkt 22 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 

brachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 

Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

(Drucksache Y/267). 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Es ist niemand vom Bundesrat cia. Ich kann daraus 
schließen, daß das Wort nicht gewünscht wird. Wird 
das Wort zur Debatte gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 


Ich schlage vor, den Entwurf entsprechend den ^ ^ 
Empfehlungen des Ältestenrates an den Ausschuß 
für Arbeit als federführenden Ausschuß und an den 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen zur Mit- 
beratung zu überweisen. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal- 
tungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 23: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Deringer, Busse (Herford) und den Fraktio- 
nen der CDU/CSU, FDP eingebrachten Ent- 
wurfs einer Patentanwaltsordnung (Druck- 
sache V/276). 

Wünscht jemand das Wort zu einer Erklärung 
oder zur Begründung? — Zu einer Erklärung, bitte 
schön. 


Dr. Relschl (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich darf namens der 
SPD-Fraktion zu dem hier eingebrachten Gesetz- 
entwurf kurz folgende Erklärung abgeben: 


Die SPD-Fraktion begrüßt es, daß sich die Koali- 
tionsfraktionen dazu bereit erklärt haben, diesen 
Gesetzentwurf einzubringen. Sie ist ebenfalls der 
Meinung, daß es notwendig ist, daß bald eine neue, 
moderne Regelung des Berufsstands der Patent- 
anwälte geschaffen wird, genauso wie es in den ver- 
gangenen Jahren für die Rechtsanwälte, für die 
Wirtschaftsprüfer und für die Steuerberater gesche- 
hen ist. 


(D) 


Die SPD-Fraktion konnte sich an der Einbringung 
des Entwurfs deswegen nicht beteiligen, weil hier 
ein Regierungs entwurf mit vollständiger Begrün- 
dung eingebracht wurde und es, glaube ich, doch 
nicht zu den verfassimgsgemäßen Aufgaben der 
Opposition gehört, Einbringungshilfe für einen Re- 
gierungsentwurf zu leisten. 

Ich darf aber für unsere Fraktion klarstellen, daß 
wir uns nach Kräften an der Beratung dieses Ent- 
wurfs beteiligen werden und ebenfalls daran inter- 
essiert sind, daß so bald als möglich die Neurege- 
lung der Patentanwaltsordnung in Kraft tritt. 


Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Abge- 
ordneter Busse zu einer Erklärung. 


Busse (Herford) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte einer 
Ausführung des Herrn Kollegen Reischl entigegen- 
treten bzw. sie klarstellen. Hier ist nicht der Bundes- 
reigierung in einer vielleicht verfassungsmäßig nicht 
ganz korrekten Weise Hilfe geleistet worden, son- 
dern die Betroffenen, vertreten durch den Präsiden- 
ten der Patentanwaltskammer, sind an die Abgeord- 
neten mit der Bitte herangetreten, den schon in der 
vorigen Legislaturperiode eingebrachten Entwurf 
erneut einzubringen, damit die Sache beschleunigt 
werde. Dem haben wir uns nicht verschlossen, und 
erst auf meine Rückfrage beim Justizministerium, 
ob dieses Verfahren eines Initiativantrages hier an- 
gebracht sei, hat sich das Ministerium eingeschaltet 



1230 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 27. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 9. März 1966 


Busse (Herford) 

und uns noch -gewisse Ergänzungen gegeben. Im 
übrigen ist der Entwurf, abgesehen von diesen Er- 
gänzungen, genau das, was in der vorigen Legisla- 
turperiode bereits Vorgelegen hat. I<±i wollte hier 
nur eine gewisse Klarstellung anbringen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Keine weite- 
ren Wortmeldungen. Wir kommen zur Abstimmunig. 
Der Ältestenrat empfiehlt Überweisung an den 
Reditsausschuß. Wer damit einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 24 der Tagesordnung auf; zu- 
nächst 24 a) : 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP eingöbrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung der 
Bundesdisziplinarordnung 
— Drucksache V/325 — 

Der Ältestenrat empfiehlt gleichzeitige Beratung 
des Punktes 24 b). Ich rufe daher auch Punkt 24 b) 
auf: 

Beratung des Äntrags der Fraktion der SPD 
betr. Änderung der Bundesdisziplinarordnung 
— Drucksache V/313 — 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Wortmeldungen zur Debatte? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Wir kommen zur 
(B) Äbstimmung. Der Ältestenrat empfiehlt Überwei- 
sung an den Innnenaussdiuß. Wer dafür ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Punkt 25 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Büttner, Schwabe, Schmitt- Vockenhausen und 
der Fraktion der SPD 
betr. Entwurf eines Tierschutzgesetzes 
— Drucksache V/182 — 

Wer wünscht das Wort zur Begründung? — Bitte, 
Herr Abgeordneter Büttner. 

Büttner (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem 
vorliegenden Antrag, die Bundesregierung aufzu- 
fordern, bis zum 1. Januar 1967 dem Deutschen Bun- 
destag den Entwurf eines Tierschutzgesetzes vorzu- 
legen, will die sozialdemokratische Bundestagsfrak- 
tion erreichen, daß die stumme Kreatur, daß das 
Tier, das genau wie der Mensch aus derselben 
Schöpferhand kommt, ein Wesen aus Fleisch und 
Blut ist, einen besseren Schutz auch durch das Gesetz 
erhält. Dieser Antrag ließe sich bei der Vielschich- 
tigkeit der Problematik langatmig mit Zitaten von 
Juristen, denen der Tierschutz am Herzen liegt, ge- 
nau wie den vielen Tierärzten, Tierpsychologen, 
Zoologen und den vielen Tierfreunden, die sich un- 
eigennützig dem Tierschutz widmen, begründen. 
Das will ich nicht tun, in der Erwartung, daß sich 


die Mehrheit des Hohen Hauses unserem Anträge 
anschließt, und in der Hoffnung, daß auf diese Weise 
alsbald erreicht wird, daß wir ein besseres Tier- 
schutzgesetz bekommen, dessen wir dringend be- 
dürfen. Wir sind uns bei der Problematik auch dar- 
über im klaren, daß es verfassungsrechtliche Beden- 
ken geben könnte, die aber dadurch ausgeräumt 
werden könnten, daß man sich in dem guten Willen, 
ein besseres Tierschutzgesetz zu schaffen, zusam- 
menfindet. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Rollmann. 

Rollmann (CDÜ/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das deutsche 
Tierschutzgesetz vom 24. November 1933, zu dem 
entscheidende Vorarbeiten bereits in der Zeit der 
Weimarer Republik geleistet worden sind, stellte 
damals eine bedeutsame Kulturtat dar, die einen 
großen Fortschritt für den Tierschutz in Deutschland 
bedeutete und von der ganzen Welt anerkannt 
wurde, ja von einer Reihe von Ländern nachgeahmt 
worden ist. Gegenüber den unzulänglichen älteren 
strafrechtlichen Vorschriften wurde nicht mehr ab- 
gestellt auf die Verletzung menschlicher Empfindun- 
gen, die sich im Mitgefühl für das Tier äußern; viel- 
mehr wurde von jetzt ab das Tier um seiner selbst 
willen geschützt. 

Nun haben sich bei der Anwendung dieses ersten 
deutschen Tierschutzgesetzes in den letzten dreißig P) 
Jahren Erfahrungen ergeben, die die an den Fragen 
des Tierschutzes interessierte deutsche Öffentlich- 
keit schon vor Jahren dazu veranlaßt haben, auf ein 
neues, verbessertes Tierschutzgesetz von seiten des 
Parlaments zu drängen. Bereits vor vier Jahren 
haben Abgeordnete aller Fraktionen, die sich in der 
Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft zusam- 
mengeschlossen haben, in diesem Hause mit der 
Drucksache IV/85 den Entwurf eines Tierschutz- 
gesetzes eingebracht, der damals an den Innenaus- 
schuß als federführenden Ausschuß überwiesen wor- 
den ist. Der Innenausschuß war in der letzten 
Legislaturperiode guten Willens, diesen wichtigen 
Gesetzentwurf schnell zu beraten und zu verab- 
schieden. Damalis wurden aber so gewichtige ver- 
fassungsrechtliche Bedenken gegen die Gesetz- 
gebungszuständiigkeit des Bundes auf diesem Sektor 
überhaupt laut, daß sich der Innenausschuß an den 
Rechtsausschuß mit der Bitte um Erstattung eines 
verfassungsrechtlichen Gutachtens wenden mußte. 
Der durch viele Gesetzentwürfe überlastete Rechts- 
aussdiuß ist in der vergangenen Legislaturperiode 
leider nicht mehr dazu gekommen, dieses Rechts- 
gutachten zu erarbeiten, so daß die Verabschiedung 
eines neuen Tierschutzgesetzes in der 4. Legislatur- 
periode des Deutschen Bundestages leider unter- 
blieben ist. 

Nun hat die sozialdemokratische Fraktion einen 
Antrag eingebracht, wonach die Bundesregierung 
ersucht werden soll, bis zum 1. Januar 1967 den Ent- 
wurf eines neuen Tierschutzgesetzes vorzulegen. Die 
Fraktion der CDü/CSU begrüßt dieses Ersuchen und 
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hofft, 'daß auf diese Weise die Möglichkeit geschaf- 
fen wird, daß wir im Deutschen Bundestag bald zur 
Verabschiedung eines neuen Tierschutzgesetzes 
kommen. Bereits in den vergangenen Jahren, seit 
Bestehen des Deutschen Bundestages hat sich heraus- 
gestellt, daß die Fragen des Tierschutzes in diesem 
Hause keine parteipolitischen Fragen sind, sondern 
daß sich für die Fragen des Tierschutzes alle Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages in gleicher Weise 
interessieren. Die Verbesserung des Tierschutzes 
in diesem Lande ist ein Anliegen aller Fraktionen 
des Deutschen Bundestages. Aus diesem Grunde 
hoffen wir, daß es möglich sein wird, in dieser Legis- 
laturperiode wirklich zu der gewünschten Verab- 
schiedung eines neuen und verbesserten deutschen 
Tierschutzgesetzes zu kommen, auf das alle Freunde 
des Tierschutzes in diesem Lande seit Jahren drin- 
gend warten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Abge- 
ordneter Dr. Rutschke zur Begründung. 

Dr. Rutschke (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Nach den Aus- 
führungen, die soeben Herr Kollege Rollmann ge- 
macht hat, kann ich mich sehr kurz fassen. Er hat 
bereits das gesagt, was ich sagen wollte. Er hat 
einen Rückblick auf den Entwurf aller drei Parteien 
in der 4. Legislaturperiode gegeben, und in der Be- 
gründung sind ja Worte übernommen worden, die 
in der Präambel dieses Entwurfs enthalten waren. 

W Audi ich glaube, daß eine Neuregelung des Tier- 
sdiutzrechtes notwendig geworden ist. Wir be- 
dauern, daß sie im vorigen Bundestag nicht mehr 
abschließend beraten werden konnte. 

Wenn uns die Antwort der Regierung auf den 
Antrag Drucksache V/182 nicht befriedigen sollte, 
sind wir bereit, von uns aus oder gemeinsam mit 
allen anderen Fraktionen den früheren Entwurf er- 
neut einzubringen. Ich glaube aber, daß die Regie- 
rung die Notwendigkeit durchaus einsieht. Das läßt 
sich jedenfalls ihren seinerzeitigen Äußerungen ent- 
nehmen. 

Wir werden alles tun, um eine baldige Verab- 
schiedung eines neuen Tierschutzgesetzes zu unter- 
stützen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Frau Dr« Probst: Gemäß einer 
' interfraktionellen Vereinbarung im Ältestenrat wird 
vorgeschlagen, auf eine Debatte zu verzichten. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Das ist der Fall. 

Gemäß dem Beschluß des Ältestenrats schlage ich 
vor, den Entwurf an den Innenausschuß — feder- 
führend — und an den Rechtsausschuß — mitbera- 
tend — zu überweisen. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 26 der Tagesordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Anpassung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 


rung (AVAVG) an den technischen Fort- ^ ^ 
schritt und an die wirtschaftliche Entwicklung 

— Drucksache V/222 — 

Die Begründung wird schriftlich zu Protokoll ge- 
geben. Der Ältestenrat schlägt vor, auf eine Debatte 
zu verzichten. Ist das Haus damit einverstanden? — 

Das ist der Fall. 

Gemäß dem Beschluß des Ältestenrats schlage ich 
vor, den Antrag an den Ausschuß für Arbeit — feder- 
führend — und an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen — mitberatend — zu überweisen. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Überwei- 
sung ist beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 27: 

a) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Schutze der landwirtschaftlichen 
Veredelungswirtschaft 

— Drucksache V/353 — 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. Förderung der bäuerlichen Veredelungs- 
wirtschaft 

— Drucksache V/296 — 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Debatte 
gewünscht? — Auch das ist nicht der Fall. 

Gemäß dem Beschluß des Ältestenrats schlage ich 
Überweisung an den Ausschuß für Ernährung, Land- (D) 
Wirtschaft und Forsten — federführend — sowie an 
den Rechtsausschuß und den Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen — mitberatend — vor. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

- — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Überwei- 
sung ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 28: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Pflegesätze von Krankenhäusern 

— Drucksache V/314 — 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP betr. finanzielle Situation der 
Krankenhäuser 

— Drucksache V/389 — 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Bitte sehr, Herr Abgeordneter Rohde! 

Rohde (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Das Parlament weiß, daß mit dem zu- 
nächst blaß und bürokratisch klingenden Wort „Bun- 
despflegesatzverordnung'' ein schwerwiegendes 
Thema angesprochen ist, nämlich die große und be- 
wegende Gemeinschaftsaufgabe, eine zeitgerechte 
Krankenhausversorgung sicherzustellen. Von dieser 
Erwägung geht der Ihnen vorliegende Antrag der 
SPD-Fraktion aus. Wir ersuchen darin die Regie- 
rung, dem Hohen Hause in einem Bericht offen 
darzulegen, welche gesundheitspolitischen, sozial- 
politischen und finanziellen Auswirkungen es haben 
würde, wenn die Regierung eine Änderung der 
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Pflegesatzverordnung vornähme. Unser Begehren 
nach Klarheit und Offenheit befindet sich in der 
Nachbarschaft jener kritischen und sorgenvollen 
Anmerkungen, die von Abgeordneten aller Frak- 
tionen dieses Hauses in der öffentlichen Diskussion 
der letzten Wochen zu den Absichten der Bundesre- 
gierung gemacht worden sind. Es entspricht nach 
unserer Auffassung sowohl dem Range der Kran- 
kenhausfrage als auch der Verantwortung des Par- 
laments, wenn es heute seinen Anspruch anmeldet, 
bei der Regelung dieser Angelegenheit sein Wort 
mit zur Geltung zu bringen. Es müßte nicht nur von 
uns selbst, sondern auch von der Öffentlichkeit als 
unbefriedigend empfunden werden, bei vielerlei 
Gelegenheiten von dem Gewicht und der Bedeu- 
tung der Sozialinvestitionen zu reden, ohne dann im 
Bundestag gleichzeitig in einem konkreten Fall wie 
diesem die Konsequenzen zu behandeln. 

Jeder, meine Damen und Herren, der Verantwor- 
tung trägt, hat sich mit dem Problem auseinander- 
zusetzen, wie die Krankenhäuser instand gebracht 
werden können, die erweiterten Aufgaben, die sich 
aus der medizinischen Entwicklung und aus der tief- 
greifenden Wandlung der Sozialstruktur ergeben, 
auf die Dauer zu erfüllen. Hier geht es nicht nur um 
einen vorübergehend sichtbaren Engpaß, sondern 
— darüber sind wir sicherlich einig — um eine 
langfristig sinnvolle Lösung. Praxis und Wissen- 
schaft haben deutlich gemacht, wie Art und Umfang 
der Krankenhausversorgung durch die heutigen Be- 
handlungsmöglichkeiten, durch die Veränderung der 
Lebensverhältnisse und die damit verbundene Inan- 
jB) spruchnahme der Krankenhäuser und eine Reihe 
anderer Faktoren gewandelt worden sind. 

Die Aufgaben, die daraus erwachsen, sind nicht 
plötzlich und überraschend auf die Verantwortlichen 
zugekommen. Die Sorgen der Krankenhäuser um 
ihre finanzielle Grundlage sowie um genügend Per- 
sonal für die Behandlung und Pflege der Kranken 
und ihr Bemühen, mit der technisch-medizinischen 
Entwicklung Schritt zu halten, bewegen seit langem 
die öffentliche Diskussion. 

Es könnte nun an dieser Stelle reizvoll sein, jene 
Zusagen, Ankündigungen und Versicherungen des 
Verständnisses zu zitieren, die von dem heutigen 
und dem früheren Bundeskanzler und den Vertre- 
tern anderer Regierungsressorts auf Krankenhaus- 
tagen, in Regierungserklärungen und bei anderen 
Gelegenheiten in der Vergangenheit gemacht wor- 
den sind. Allerdings, meine Damen und Herren, 
würde ein solches Zitieren in der Sache heute wenig 
helfen, weil aus diesen Zusagen der Regierungsver- 
treter keine ausreichende praktische Politik erwach- 
sen ist. In jüngster Zeit noch hat der Bundeskanzler 
versichert, daß es sich bei der Krankenhausversor- 
gung um eine wichtige Gemeinschaftsaufgabe han- 
dele. Es muß jedoch im Hinblick auf ein solches 
Wort kritisch gefragt werden, ob in der Bundes- 
republik schon der Stil und die Methoden dafür ge- 
funden worden sind, wie solche Gemeinschaf tsauf- 
gaben angefaßt werden müssen. Hätte nicht — so 
fragen nicht nur wir, sondern auch andere, zwar 
nicht öffentlich, sondern mehr in ihren Arbeitskrei- 
sen — die Regierung nach ihren Zusagen in der Ver- 


gangenheit dem Parlament einmal im Zusammen- ^ ^ 
hang darstellen müssen, auf welche Weise sie nun 
eigentlich eine langfristige Ordnung des Kranken- 
hauswesens erreichen will? Heute beklagen nicht 
nur wir das Fehlen eines Konzeptes, das sichtbar 
macht, was der Bund zusammen mit Ländern und 
Gemeinden und was auf der anderen Seite die 
Sozialversicherung und die Versicherten jeweils an 
Verpflichtungen haben und an Beiträgen für eine 
ausreichende Krankenhausversorgung in allen Tei- 
len der Bundesrepublik zu leisten haben. Die öffent- 
liche Diskussion wäre nach meiner Meinung von 
vornherein von anderen und, wie ich meine, besse- 
ren Voraussetzungen ausgegangen, wenn die Regie- 
rung offen und in einem Stil, der einer Gemein- 
schaftsaufgabe angemessen ist, dargetan hätte, was 
und besonders auf welche Weise von der öffent- 
lichen Hand für die Errichtung, die Investitionen, 
die Modernisierung und den Unterhalt von Kran- 
kenhäusern aufgebracht werden soll und mit wel- 
chen Verpflichtungen auf der anderen Seite die 
Versicherten als Benutzer der Krankenhäuser zu 
rechnen haben. 

Meine Damen und Herren, hätte nicht die Bun- 
desregierung darüber mit den gesetzgebenden Kör- 
perschaften, also mit Bundestag und Bundesrat, 
einen Dialog mit dem Ziele einer sinnvollen Rege- 
lung herbeiführen müssen? Gemeinschaftsaufgaben 
können eben nicht neben jenen Institutionen behan- 
delt werden, denen die Verantwortung für eine 
sinnvolle Gesellschaftspolitik aufgetragen ist. 

Dieser Anspruch, mit dem ganzen Umfang der 
Sache und nicht nur mit einem kurzfristig und viel- 
leicht auch kurzsichtig angelegten Teilaspekt kon- 
frontiert zu werden, ist doch völlig legitim und der 
Aufgabe gemäß. Wenn ich den Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion, der ergänzend zu der sozial- 
demokratischen Vorlage eingebracht worden ist, 
richtig deute, dann spiegelt er doch auch das Unbe- 
hagen über den Mangel an einem langfristig ange- 
legten Konzept wider. Warum sollte sonst diese 
Fraktion nach Vorschlägen fragen, welche recht- 
lichen, organisatorischen und finanziellen Voraus- 
setzungen geschaffen werden können, um den Kran- 
kenhäusern die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Aufgaben zu ermöglichen? 

Bisher, meine Damen und Herren, hat sich insbe- 
sondere das Gesundheitsministerium damit begnügt, 
eine neue Bundespflegesatzverordnung anzukündi- 
gen. Damit sollen, wie verlautet, die Leistungs Ver- 
pflichtungen der Versicherten wesentlich verändert 
werden. Praktisch heißt das, daß neue und erheb- 
liche finanzielle Belastungen auf die Sozialversicher- 
ten zukommen. Die Höhe dieser finanziellen Bela- 
stungen ist in der öffentlichen Diskussion umstrit- 
ten. Auf der einen Seite wird ein Betrag genannt, 
der unter 1 Milliarde DM liegt; auf der anderen 
Seite wird von finanziellen Belastungen der Sozial- 
versicherten gesprochen, die über 1,5 Milliarden 
DM hinausgehen. Ich werde heute angesichts dieser 
unterschiedlichen und umstrittenen Zahlenangaben 
nicht versuchen, den Richter zu spielen. Dieser 
Sachverhalt wird wohl zu klären sein, wenn die 
Regierung in dem von uns beantragten Bericht die 
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Beredinungsgrundlagen einer beabsichtigten Ände- 
rung der Pflegesatzverordnung vorlegt. Schon die 
Frage der finanziellen Konsequenzen wäre Grund 
genug, die Regierung um Auskunft zu ersuchen. In 
einer Zeit, in der das Parlament, wie wir es in der 
letzten Woche erlebt haben, in ernsthafter und das 
Engagement der Beteiligten herausfordernder 
Weise um eine Reihe finanzieller Positionen streitet, 
wäre es kaum verständlich, wenn gleichsam neben 
dem Parlament, aber doch im öffentlichen Bereich, 
eine finanzielle Verlagerung von vielen hundert 
Millionen DM vorgenommen würde. 

In der öffentlichen Diskussion im Vorhof der Re- 
gierungsabsichten ist die Frage aufgeworfen wor- 
den, ob die Regierung überhaupt die rechtliche Legi- 
timation besitze, auf dem Verordnungswege finan- 
zielle Veränderungen in einem solchen Umfange 
vorzunehmen, die Preisverordnung also auf eine 
solche Bandbreite'auszudehnen. Abgesehen von die- 
sem Einwand erscheint es mir notwendig, daß das 
Parlament schon aus politischer Verantwortung ver- 
sucht, Klarstellungen in der Sache zu erhalten. Die 
von uns in unserem Antrag aufgeworfenen Fragen 
sollten von der Regierung ohne besondere Schwie- 
rigkeiten beantwortet werden können, denn man 
kann doch wohl davon ausgehen, daß die Regierung, 
wenn sie die Bundespflegesatzverordnung ändern 
will, sich auch ein konkretes Bild von den Konse- 
quenzen ihres Tuns gemacht hat. Das betrifft die 
gesundheitspolitischen Auswirkungen mit dem be- 
sonderen Blick auf die Sicherung der Krankenhaus- 
versorgung, die sozialpolitischen Konsequenzen mit 
dem Blick auf die sozialen Voraussetzungen, die mit 
dem Rechtsanspruch auf Krankenhausbehandlung 
verbunden sind, und schließlich die finanzielle Seite 
der Sache. 

Gerade bei den Finanzen handelt es sich um einen 
Sachverhalt, der keine Bagatellisierungen verträgt. 
Weder kann gesagt werden, daß die Krankenhäuser 
finanzielle Grundlagen hätten, mit denen sie noch 
eine Weile auskommen könnten, noch erscheint es 
auf der anderen Seite vertretbar, die Belastung der 
Sozialversicherten, die an den bisher angekündigten 
Regierungsabsichten abzulesen ist, leichthin abzu- 
tun. Es kann niemanden verwundern, daß die Träger 
der Sozialversicherung sich nach den mit dem Haus- 
haltssicherungsgesetz gemachten Erfahrungen, nach 
der Politik der Schuldbuchverschreitbungen und an- 
deren Maßnahmen der Regierung heute besonders 
energisch zu Wort melden. Im ganzen wird bei dem 
Blick auf die Sache deutlich, daß die öffentliche Hand 
nicht durch eine Ministerunterschrift unter einer 
neuen Pflegesatzverordnung jene finanziellen Ver- 
pflichtungen abbauen kann, die zur Finanzverant- 
wortung der großen öffentlichen Finanzträger im 
Krankenhauswesen bei den sogenannten Vorhalte- 
kosten gehören. 

(Beifall bei der SPD.) 

Von der ötff entliehen Aufgabe „Krankenhaus Ver- 
sorgung" zu sprechen, heißt allerdings, gleichzeitig 
auch das Mißverständnis auszuräumen, daß in erster 
Linie und in der Hauptsache die Gemeinden die 
finanziellen Verpflichtungen auf ihre Schultern zu 
nehmen hätten. Soweit es die Gemeinden und auch 


IC) 

die Träger freier gemeinnütziger Krankenanstalten ^ 
angeht, haben sie in der Vergangenheit, vor allem 
in den Jahren des Aufbaues, große Anstrengungen 
gemacht und im Krankenhauswesen erhebliche finan- 
zielle Investitionen vorgenommen. Ihre Tatkraft 
verdient Respekt und Anerkennung, eine Anerken- 
nung, die sich allerdings nicht nur in Worten, son- 
dern auch in dem politischen Willen ausdrücken 
sollte, ihre finanziellen Verpflichtungen und Be- 
lastungen durch eine entsprechende Politik des Bun- 
des erträglicher zu machen. 

Im einzelnen werden wir das, was in der Sache 
notwendig ist, bei der Beratung der beiden Anträge 
konkretisieren, über kurzfristig wirksame Hilfen 
hinaus werden dabei eine langfristige Sicherstellung 
des Krankenhauswesens, im Zusammenhang damit 
eine sinnvolle Planung und überregionale Koordi- 
nierung, Vermeidung von Fehlinvestitionen und 
u. a. auch Hilfen für die Modernisierungen ins Auge 
zu fassen sein. 

Meine Damen und Herren, einige abschließende 
Bemerkungen. Wir haben alle in den letzten Wochen 
bei der öffentlichen Diskussion um das Kranken- 
hauswesen und um die Bundespflegesatzverordnung 
noch einmal deutlich feststellen können, welche 
Dynamik Gemeinschaftsaufgaben in einer modernen 
Industriegesellschaft besitzen. Je länger langfristi- 
gen Ordnungen ausgewichen wird, je länger ver- 
sucht wird, nur mit kurzfristig angelegten Maß- 
nahmen über die Runden zu kommen, desto schwie- 
riger wird die Sache und desto komplizierter werden 
die Voraussetzungen, sie zu lösen. Die versäumten 
Jahre multiplizieren gleichsam die Probleme. ^ 

ln der Wirtschafts- und Finanzpolitik haben wir 
in der letzten Woche eine für mein Empfinden be- 
wegende Auseinandersetzung über die Nötwendig- 
keiten und Möglichkeiten einer längerfristigen 
Haushalts- und Wirtschaftspolitik gehabt. Ich glaube, 
daß auch die Bewältigung der Gemeinschafts auf - 
gaben sich in den Zug einer solchen Entwicklung 
einordnen muß. Längerfristige Wirtschafts- und 
Haushaltspolitik ist ohne eine entsprechende Sozial- 
politik nicht denkbar. Deshalb müssen wir in der 
Sozialpolitik immer mehr von dem Geist des Novel- 
lierens wegkommen und zu einem Konzipieren auf 
längere Sicht gelangen. 

In der Wandlung der Industriegesellschaft erken- 
nen wir heute eine Reihe handfester Daten, die län- 
gerfristige Orientierung ermöglichen — auch im 
Krankenhauswesen. In diesem Sinne entsteht dann 
wohl auch eine moderne Gesellschaftspolitik, die 
nicht ein ideologisches Glasperlenspiel um die „for- 
mierte Gesellschaft" und ähnliches darstellen soll, 
sondern die nüchterne und konkrete Bewältigung 
der uns gestellten sozialen Aufgaben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dn Probst: Das Wort hat 
der Abgeordnete Blank zur Begründung des unter 
Punkt 28 b der Tagesordnung aufgeführten Antrages. 

Blank (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als bekannt wurde, 
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daß die Bundesregierung eine Änderung der Pflege- 
satzverordnung durdi eine neue Pfleges.atzverord- 
nung anstrebe, gab es in der deutschen Öffentlichkeit 
erregte Diskussionen. Wir sind daher auch gar nicht 
überrascht, daß die sozialdemokratische Fraktion 
einen Antrag einbringt, in dem es im wesentlichen 
heißt, daß ein Bericht vorgelegt werden soll, der die 
gesundheitspolitischen, sozialpolitischen und finan- 
ziellen Auswirkungen der beabsichtigten Änderung 
darlegen soll. Dazu kann man nur sagen: es ist das 
legitime Recht eines Parlaments, Auskunft über die 
Gegegebenheiten und über die Fölgen zu erbitten. 
Wie die Bundesregierung handelt, ob sie ihre Pflege- 
satzverordnung dennoch erläßt oder sie im Hinblick 
auf die Tatsache, daß das Parlament diese Auskünfte 
wünscht, vorläufig zurückstellt, ist ihre eigene Ent- 
scheidung. 

Aus diesem Grunde sind wir bei unseren Überle- 
gungen zu dem sozialdemokratischen Antrag zu der 
Auffassung gekommen, daß man — und das haben 
wir in unserem Antrag getan — auf eine solche 
Vorformel — - „Die Bundesregierung möge vor Erlaß 
einen Bericht vorlegen" — verzichten sollte. Damit 
sage ich nicht, daß wir nur hinterher etwas erfahren 
wollten. Vielmehr sind wir in Anbetracht der drau- 
ßen so heftig geführten Diskussion genauso wie die 
Damen und Herren von der SPD-Fraktion daran 
interessiert, daß diese Tatbestände vorher geklärt 
werden. Nur schien uns der sozialdemokratische 
Antrag nicht ausreichend zu sein, und zwar deshalb, 
weil in der öffentlichen Diskussion häufig dargetan 
wird — ich lasse einmal dahingestellt, ob zu Recht 
oder zu Unrecht, darüber in dieser Minute schon ein 
Urteil auszusprechen, wäre falsch — -, daß die Kran- 
kenanstalten bestimmter Träger sich in einer wesent- 
lich schlechteren finanziellen Situation befänden als 
die Krankenanstalten, sagen wir einmal, der Kom- 
munen oder sonstiger öffentlicher Gebietskörper- 
schaften. Darüber wird zu reden sein. Es wird in der 
öffentlichen Diskussion auch oft geklagt, daß in dem 
einen Land die Verhältnisse günstiger für die Kran- 
kenanstalten seien als in einem anderen Land. 

Aus diesem Grunde haben sich die Koalitionsfrak- 
tionen entschlossen, einen eigenen Antrag einzubrin- 
gen, der besagt: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

im Bundestag einen Bericht vorzulegen, der 

folgendes enthält: 

1. eine Übersicht über die finanzielle Lage der 
Krankenhäuser, differenziert 

a) nach Ländern 

b) nach der Trägerschaft, 

— hier möchten wir einmal Klarheit haben — 

2. Vorschläge, welche rechtlichen, organisato- 
rischen und finanziellen Voraussetzungen 
geschaffen werden können, um den Kranken- 
häusern die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Aufgaben zu ermöglichen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß man das 
wissen muß, um in dieser bedeutsamen Frage auch 


klare Entscheidungen treffen zu können. Das beab- 
sichtigen die Koalitionsfraktionen mit ihrem Antrag. 

Da nun die Pflegesatzverordnung unzweifelhaft 
auf § 2 des Preisgesetzes von 1948 beruht, also in 
ihrer rechtlichen Fundierung wirtschaftsrechtlich ist, 
beantragen wir Überweisung dieser Anträge an den 
Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen und 
wegen der großen sozialpolitischen und gesundheits- 
politischen Bedeutung selbstverständlich Mitbera- 
tung durch den Ausschuß für Sozialpolitik und den 
Ausschuß für Gesundheitswesen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 


Vizepräsident Frau Dr. Probst; Das Wort zur 
Begründung hat Herr Abgeordneter Dr. Hamm. 


Dr. Hamm (Kaiserlautern) (FDP) : Frau Präsiden- 
tin! Meine Damen und Herren! Der Entwurf des Ge- 
sundheitsministeriums für eine neue Bundespflege- 
satzverordnung enthält eine so entscheidende Ände- 
rung im bisherigen System der Finanzierung der 
Krankenhäuser, daß wir der Auffassung sind, daß 
beide Anträge, sowohl der Antrag der SPD wie der 
der Koalitionsfraktionen, gerechtfertigt sind. 

Ich darf es deutlich sagen, wir sind nicht der Mei- 
nung, daß sich bei der Situation der deutschen Kran- 
kenhäuser ein Beibehalten der bisherigen Bundes- 
pflegesatzverordnung verantworten läßt. Wir sind 
der Meinung, daß sie geändert werden, ja sogar in P) 
ihrem System geändert werden muß. Wir glauben 
allerdings, daß für eine Zeit, in der die sinnvolle 
Finanzierung der Vorhaltekosten durch den Staat zu 
regeln ist, eine Übergangslösung dergestalt gefun- 
den werden muß, daß die Krankenhäuser auch einen 
Teil der Vorhaltekosten in den Pflegesatz einbezie- 
hen können. 

Ich bin also der Meinung, daß die beiden Anträge 
wegen der großen Auswirkungen, die ich nur ange- 
deutet habe, gerechtfertigt sind. Nach ihrem Inhalt 
ist man eigentlich geneigt, beide sofort anzunehmen. 
Uns in der Koalition ist bei der Betrachtung des 
SPD-Antrages allerdings etwas aufgefallen. Die SPD 
verlangt vom Bundestag einen Beschluß, wonach die 
Bundesregierung verpflichtet werden soll, vor Erlaß 
der Verordnung zur Änderung der Bundespflege- 
satz Verordnung einen Bericht zu erstatten. Ich 
glaube, meine Damen und Herren von der Opposi- 
tion, Sie werden unschwer erkennen, daß das eine 
nicht leichte verfassungsrechtliche Frage ist, weil 
die Bundesregierung auf Grund Gesetzes berech- 
tigt ist, Verordnungen zu erlassen, auch ohne 
vorher einen Bericht vorzulegen. Um diesen Schwie- 
rigkeiten zu entgehen und den sachlichen Inhalt 
beider Anträge sinnvoll zusammenzufassen und 
einen Beschluß des Bundestages möglichst bald — 
denn wir können nicht mehr lange zuwarten — 
herbeiführen, hat die Koalition den Antrag gestellt, 
beide Anträge an die genannten Ausschüsse zu über- 
weisen und nicht sofort im Plenum zu verabschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP.) 
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^ ^ Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
die Bundesgesundheitsministerin Frau Sdiwarz- 
haupt. Ich bitte. 

Frau Dr. Schwarzhauptr Bundesminister für 
Gesundheitswesen: Meine Damen und Herren! Die 
beiden Anträge, der der Opposition und der der 
Koalitionsparteien, enthalten -einen entscheidenden 
wesentlichen Unterschied. Die Koalitionsparteien 
verlangen Auskunft über die Lage der Krankenhäu- 
ser, über Vorschläge für eine weitergehende, für 
eine langfristige Regelung der Grundfinanzierung 
der Krankenhäuser — Fragen, die zu stellten ein 
gutes Recht des Parlaments ist, und die die Regie- 
rung beantworten sollte. Der Antrag der SPD ent- 
hält ein Weiteres, nämlich das Ersuchen an die Bun- 
desregierung, vor Erlaß einer Verordnung zur Än- 
derung der Verordnung zur Regelung der Pflege- 
sätze einen Bericht zu erstatten. Das bedeutet also, 
die Arbeiten an der zur Zeit in der Diskussion inner- 
halb der Regierung befindlichen Änderungsverord- 
nung zu stoppen, bis dieser Bericht dem Parlament 
erstattet ist. 

Der Kollege Rohde hat ganz richtig zwischen den 
langfristigen und den kurzfristigen Problemen unter- 
schieden. Wir sind auch der Meinung, daß die Frage 
des Krankenhauswesens und der Krankenhausfinan- 
zierung langfristig behandelt und -erörtert werden 
muß, daß eine Gesamtregelung gefunden werden 
muß. Die Zuständigkeit für die Krankenhäuser und 
die Krankenhausfinanzierung liegt allerdings im 
(B) Prinzip bei den Läudern. Die Aufforderungen des 
Herrn Kollegen Rohde, hier zu langfristigen, grund- 
sätzlichen Regelungen zu kommen, können sich in 
erster Linie an die Länder richten. Die Länder haben 
eine Kommission zur Erörterung der Grundfinan- 
zierung der Krankenhäuser gebildet, die unter dem 
Vorsitz des im Saarland für das Krankenhauiswesen 
zuständigen Ministers Simonis eine ganze Reihe 
von Sitzungen, an denen auch wir beteiligt waren, 
albgehalten hat. Diese Kommission hat vor kurzem 
den Beschluß gefaßt, von der Bundesregierung zu- 
nächst einmal eine Überprüfung und Neuregelung 
der Pflegesatzbestimmungen zu verlangen. Die zu- 
ständigen beteiligten Ministerien sind dieser Auf- 
forderung nachgekommen, indem sie einen Entwurf 
erstellt und ihn in den Ressorts der Bundesregie- 
rung zur Verhandlung gestellt haben. Diese Ver- 
handlungen istehen gerade vor dem Gespräch der 
Staatssekretäre miteinander. Ein endgültiger Ent- 
wurf der Bundesregierung liegt noch nicht vor. 

In di'Q&em Augenblick, in dem die Bundesregie- 
rung die Verhandlungen über eine Verordnung ab- 
schließt, die zur Zuständigkeit der Exekutive ge- 
hört, stellt die SPD, stellt die Opposition an uns die 
Forderung, diese Verhandlungen zu unterbrechen 
und vor Erlaß — 

(Zuruf von der SPD) 

— einen Moment — dieser Verordnung einen Be- 
richt, einen schriftlichen Bericht zu erstatten mit 
einem sehr ausführlichen Thema, nämlich welche 
gesundheitspolitiischen, isozialpolitischen -und finanz- 


politischen Auswirkungen eine beabsichtigte Ände- 
rung haben würde. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schellenberg.) 

— Herr Schell enlberg, ich weiß, was Sie fragen wol- 
len. Selbstverständlich macht sich die Bundesregie- 
rung Gedanken über die gesundheitspolitischen und 
die finanziellen Auswirkungen, ehe sie eine Ände- 
rung einer Verordnung erläßt. Sie macht sich sogar 
noch über andere Dinge Gedanken, nämlich über 
die Situation der Krankenhäuser, die augenblicklich 
Jahr für Jahr mit einem in die Millionen gehenden 
Defizit arbeiten. Auch darüber sind wir bereit zu 
berichten. 

Ihr Antrag hat aber zur Folge, daß wir zunächst 
einmal, zumal beide Anträge zusammen in die Aus- 
schüsse kommen, warten müssen, bis die Beratun- 
gen in den Ausschüssen stattgefunden haben. Das 
bedeutet, daß das, was kurzfristig geschehen sollte 
und unbedingt geschehen muß, bis zu dem Zeitpunkt 
hinausgeschoben wird, in dem die beteiligten Aus- 
schüsse ihre Beratungen abgeschlossen haben. Da- 
für, meine Damen und Herren von der Opposition, 
tragen Sie die Verantwortung. 

Darüber hinaus sind langfristige Überlegungen 
und langfristige Verhandlungen mit den Ländern 
nötig. Sie haben recht, das ist eine Gemeinschafts- 
aufgabe, die im Zusammenwirken von Bund und 
Ländern gelöst werden muß. Darüber besteht Einig- 
keit zwischen der Regierung, den Koalitionsparteien 
und wahrscheinlich auch mit Ihnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Wird noch 
das Wort zur Debatte gewünscht? — Herr Dr. Bar- 
dens, Sie haben sich zu Wort gemeldet. Ich bitte. 

Dr. Bardens (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ich möchte zunächst kurz auf das 
eingehen, was die Frau Ministerin hier gesagt hat. 
Sie hat der Opposition unterstellt, sie wolle durch 
ihren Antrag den Fortgang der Sache verzögern. Ich 
sehe schon kommen, wenn in der Sache überhaupt 
nichts geschähe, würde die Schuld im Nachgang zu 
dieser Rede auf die Opposition geschoben werden. 

Wir meinen, wenn eine so tiefgreifende Verän- 
derung bei der Finanzierung der Krankenhäuser 
vorgesehen ist, daß sich dann doch wahrscheinlich 
die Fachleute in den Ministerien längst Gedanken 
darüber gemacht haben — das haben Sie auch ge- 
sagt — und längst mit den Untersuchungen beschäf- 
tigt sind, die hier gefordert werden. Der von uns 
verlangte Bericht könnte also relativ schnell dem 
Bundestag vorgelegt werden. Ich habe überhaupt 
den Eindruck, daß der Antrag der Regierungspar- 
teien im Nachgang zu unserem Antrag nur gestellt 
wurde, um die Bedingung im Vorspann unseres An- 
trags unwirksam zu machen. 

Bei der ganzen Diskussion um das Problem der 
Pflegesatzverordnung sind in den letzen Wochen in 
der Öffentlichkeit, aber auch jetzt im Parlament im 
wesentlichen nur finanzielle Überlegungen ange- 
stellt worden. Selbstverständlich handelt es sich um 
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ein finanzielles Problem ganz erheblichen Umfangs. 
Das ist ja vorhin auch betont worden. Es geht hier 
aber auch um ein eminent gesundheitspolitisches 
Problem. Wir können uns nicht um die Diskussion 
wesentlicher gesundheitspolitischer Aspekte, die mit 
der Krankenhausfinanzierung Zusammenhängen, 
herummogeln. 

Der Deutsche Ärztetag hat im Jahre 1961 eine 
Resolution verabschiedet, in der es heißt, daß der 
Bau und die Bereithaltung von Krankenhäusern 
eine öffenlidie Aufgabe seien. Zum mindesten vor 
der Wahl haben sich alle Parteien ebenfalls zu die- 
sem Grundsatz bekannt. Dabei darf es einfach nicht 
bleiben. Wenn wir diesen Grundsatz anerkennen, 
dann müssen wir mehr tun, als mit dieser Ände- 
rung der Pflegesatzverordnung vorgesehen ist. Das 
deutsche Krankenhaus, das Krankenhaus in allen 
mpdernen Ländern hat während der letzten Jahr- 
zehnte einen entscheidenden Funktionswandel 
durchgemacht. Das Krankenhaus ist von einer Ein- 
richtung, die mehr der Pflege von Kranken und 
Siechen diente, zu einem wesentlichen Mittel der 
Therapie geworden. Neben der Versorgung der 
Bevölkerung durch die frei praktizierende Ärzte- 
schaft ist das Krankenhaus heute unsere wichtigste 
Einrichtung für die Therapie. Aber es scheint bei 
unserem Krankenhauswesen in Deutschland etwas 
nicht in Ordnung zu sein. Sie alle kennen doch diese 
Klagen, daß zuwenig Betten da seien, um akut 
Kranke oder gar Patienten in Notfällen rechtzeitig 
unterzubringen. Aus meiner eigenen Erfahrung als 
praktischer Arzt kann ich Ihnen sagen, daß dieser 
(B) Eindruck draußen entstehen muß. Zugleich aber 
wissen wir, daß in Deutschland im ganzen gar nicht 
weniger Krankenbetten im Verhältnis zur Bevöl- 
kerung zur Verfügung stehen als in anderen ver- 
gleichbaren Ländern. Es muß also irgendwie an der 
Struktur unseres Krankenhauswesens liegen, wenn 
solche Klagen immer wieder auftauchen. 

Eine andere Sache — ich will jetzt nur einige 
Stichworte geben — , die im Zusammenhang mit 
der Struktur unseres Krankenhauswesens immer 
wieder diskutiert wird, ist das Problem der Ver- 
weildauer in den Krankenhäusern. Fachleute sind 
sich inzwischen darüber klar, daß dieses Problem 
mit finanziellen Manipulationen — sei es über be- 
stimmte Veränderungen des Pflegesatzes oder über 
degressive Pflegesätze oder gar Kostenbeteiligung 
— gesundheitspolitisch nicht befriedigend gelöst 
werden kann. Wir kennen nur diese allgemeinen 
Klagen, die von draußen vorgebracht werden. 
Exakte Unterlagen, zusammenfassende Darstellun- 
gen aller Untersuchungen über das Krankenhaus- 
wesen sind uns nicht bekannt. Eben deswegen ha- 
ben wir sie in unseren Anträgen gefordert. 

Ich meine, daß die Neugestaltung unseres Kran- 
kenhauswesens einige Gesichtspunkte berücksich- 
tigen müßte, die sich von der Pflegesatzverordnung 
her nicht in Ordnung bringen lassen, nicht berück- 
sichtigen lassen. Unser Krankenhauswesen muß 
sinnvoller gegliedert werden als bisher. Es muß 
endlich eine sinnvolle funktionelle und cpiantitative 
Verteilung der Krankenhäuser durchgesetzt werden. 
Wir brauchen eine ordentliche Verteilung zwischen 
dem kleinen Allgemeinkrankenhaus und dem 


großen hochqualifizierten Schwerpunktkrankenhaus. 
Diese Verteilung muß regional richtig sein, und ich 
meine, daß dabei auch ökonomisch noch günstige 
Ergebnisse zu erzielen wären. Viele Fachleute sind 
davon überzeugt, daß unser jetziges Krankenhaus- 
wesen recht unökonomisch gegliedert ist und da- 
durch zu teuer wird. Wenn wir aber alle diese Auf- 
gaben anpacken wollen — und wir müssen das, wir 
müssen uns zu dieser Gemeinschaftsaufgabe be- 
kennen — , brauchen wir eben vorher die Unter- 
lagen, die wir gefordert haben. 

Ich begrüße dem Inhalt nach sehr den Antrag der 
Koalitionsfraktionen. Ich meine aber, daß er nur in 
Verbindung mit dem Antrag der SPD-Fraktion sinn- 
voll ist, eben deshalb, weil wir verlangen, daß vor 
Verabschiedung der neuen Pf legesatzver Ordnung 
hier dieser Bericht gegeben wird und das Parleiment 
zu dieser wesentlichen Sache Stellung nehmen kann. 
Wir werden uns Gedanken machen müssen, wie wir 
das Gesamtproblem gemeinsam lösen können. Es 
ist eine Gemeinschaftsaufgabe für Bund — auch den 
Bund, der sich bisher nur mit etwa 5®/o an der 
Finanzierung der Krankenhäuser beteiligt hat — , 
Länder und Gemeinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr# Probst: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe daher 
die Aussprache. 

Ich komme zur Abstimmung. Auf Grund einer 
interfraktionellen Übereinkunft empfehle ich die 
Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen • — federführend — ■ und em den 
Ausschuß für Gesundheitswesen und den Ausschuß 
für Sozialpolitik zur Mitberatung. — Wer damit ein- 
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe, bitte! — Enthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 29: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 20. No- 
vember 1963 zur Revision der am 17, Oktober 
1868 in Mannheim Unterzeichneten Revidier- 
ten Rheinschiffahrtsakte (Drucksache V/18) 
Schriftlicher Bericht des Verkehr sausschuses 
(20. Ausschuß (Drucksache V/358) 

Berichterstatter: Abgeordneter Wendelbom 
(Erste Beratung 10. Sitzung) 

Der Schriftliche Bericht des Verkehrs ausschuses 
liegt dem Hohen Hause auf Drucksache V/358 vor. 

Ich rufe in zweiter Beratung die Art. 1 bis 5, Ein- 
leitung und Überschrift auf. Wird das Wort ge- 
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer den auf ge- 
rufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, gebe 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— - Das Gesetz ist in zweiter Beratung angenommen. 

Idi rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Wird das Wort zur allgemeinen Aussprache ge- 
wünscht? — Das ist offenbar nicht der Fall. Wer dem 
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Vizepräsident Frau Dr. Probst 

Gesetz als ganzem zuzustimmen wünscht, erhebe 
sich vom Platz. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Das Gesetz ist in dritter Beratung einstimmig ange- 
nommen. 

Ich rufe auf Punkt 30 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über den von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Kommission der EWG für 
eine Verordnung des Rats zur Verlängerung 
der Geltungsdauer der Methode der Preisfest- 
stellung auf den einzelstaatlichen Märkten für 
Rindfleisch (Drucksachen V/334, V/361) 

Berichterstatter: Abgeordneter Blume 

Nach den Beschlüssen des Ältestenrates ist eine 
Debatte nicht vorgesehen. Wer dem Antrag des Aus- 
schusses zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer enthält 
sich? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 31 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (17. Ausschuß) über den von der Bun- 
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 

Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Verordnung des Rats zur Änderung der Ver- 
ordnungen Nr. 45r 46, 116, 129/63/EWG und 
(B) 59/64/EWG des Rats, soweit diese Bruteier 

von Hausgeflügel und lebendes Hausgeflügel 
mit einem Gewicht von höchstens 185 Gramm 
betreffen 

— Drucksachen V/328, V/365 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Logemann. 

Das Wort wird nach der Vereinbarung im Älte- 
stenrat nicht begehrt. Wir kommen zur Beschluß- 
fassung über den Antrag des Ausschusses. Wer zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so 
beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 32 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundespoli- 
zeibeamtengesetzes 
— Drucksache V/350 — 


fC) 

Hier schlägt Ihnen der Ältestenrat Verzicht auf ' 
Debatte vor. Wenn das Haus damit einverstapden 
ist, kommen wir zur Abstimmung. Ich schlage in 
Übereinstimmung mit dem Ältestenrat Überweisung 
an den Innenausschuß und zugleich an den Haus- 
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung vor. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 33 a: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) und Genossen eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm in der Umgebung von Flughäfen 
— • Drucksache V/355 — 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen Überweisung an den 
Ausschuß für Gesundheitswesen als federführenden 
Ausschuß und an den Ausschuß für Verkehr zur Mit- 
beratung sowie an den Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung vor. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 33 b: 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) und Genossen pj 

betr. Lärm an Militärflughäfen 
— • Drucksache V/365 neu) — 

Entgegen dem Beschluß des Ältestenrats soll nach 
neuesten interfraktionellen Vereinbarungen und im 
Einvernehmen mit dem Verteidigungsausschuß die 
Vorlage an den Ausschuß für Gesundheitswesen — 
federführend — und an den Verteidigungsausschuß 
und den Verkehrsausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen werden. Wer damit einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist einstimmig so beschlossen. 

Wir sind damit am Ende der heutigen Tagesord- 
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung ein auf Donnerstag, 
den 10. März 1966, 9 Uhr. 

Ich schließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung: 11.02 Uhr.) 
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(A) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 


Dr. Achenbach *) 

11.3. 

Dr. Aigner*) 

11.3. 

Dr. Apel *) 

11.3. 

Arendt (Wattenscheid) *) 

11. 3. 

Dr. Arndt (Berlin/Köln) 

11.3. 

Dr. Artzinger*) 

11. 3. 

Bading *) 

11,3. 

Dr.-Ing. Balke 

26, 3. 

Bergmann *) 

11.3. 

Berkhan 

12. 3.. 

Blumenfeld 

27. 3. 

Böhm 

11.3. 

Dr. Brenck 

11.3. 

Dr. Burgbacher *) 

11.3. 

Burgemeister 

9. 3. 

Burger 

10. 4. 

Damm 

9. 3. 

Deringer *) 

11. 3. 

Dichgans *) 

11.3. 

Dr. Dittrich *) 

11. 3. 

Drösdier *) 

11.3. 

Eisenmann 

13. 3. 

Frau Dr. Elsner*) 

li.3. 

Dr. Eppler 

12. 3. 

Faller *) 

11. 3. 

Figgen 

11.3. 

Frieler 

11.3. 

Fritsch 

11.3. 

Fritz (Wiesbaden) 

31.3. 

Dr. Furier*) 

11.3. 

Gerlach *) 

11.3. 

Freiherr von und zu Guttenberg 

11. 3. 

Haage (München) 

11. 3. 

Haase (Kellinghusen) 

12. 3. 

Hahn (Bielefeld) *) 

11.3. 

Hamacher 

31.3. 

Hermsdorf 

9. 3. 

Dr. Hofmann (Mainz) 

11. 3. 

Horten 

9. 3. 

Hufnagel 

12. 3, 

Illerhaus *) 

11.3. 

Dr. Jungmann 

31. 3. 

Klein 

18. 3. 

Klinker *) 

11.3. 

Frau Krappe 

31.3. 

Kriedemann *) 

11.3. 

Frau Dr. Krips 

9.3. 

Kulawig *) 

11.3. 

Lenz (Brühl) *) 

11.3. 

Liedtke 

15. 4. 

Dr. iLöhr *) 

11. 3. 

Lücker (München) *) 

11.3. 

Mauk *) 

11.3. 

Für die Teilnahme an einer Tagung des 

Europäischen 


Parlaments 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) beurlaubt bis einschließlich 


Memmel *) 

11. 3. 

Merten *) 

11.3. 

Mertes 

12. 3. 

Metzger *) 

11.3. 

Dr. Miessner 

12. 3, 

Missbach 

22. 3. 

Dr. h, c. Dr.-Ing. Möller 

11.3. 

Dr. Morgenstern 

25. 3. 

Müller (Aachen-Land) *) 

11.3. 


Dr. Philipp *) 
Prochazka 
Richarts *) 

Riedel (Frankfurt) *) 
Dr. Schmid-Burgk 
Dr. Schulz (Berlin) 
Dr.-Ing, Seebohm 
Seifriz *) 

Seuffert *) 
Spitzmüller 
Dr. Starke *) 

Strauß 

Frau Strobel *) 

Teriete 

Unertl 

Dr. Wilhemi 
Baron von Wrangel 

b) Urlaubsanträge 
Frau Blohm 


Anlage 2 

Schriftliche Begründung 

des Abgeordneten Müller (Berlin) für die Fraktion 
der CDU/CSU zu dem Antrag der Fraktion über die 
Anpassung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) an den 
technischen Fortschritt und an die wirtschaftliche 
Entwicklung (Drucksache V/222). 

Im Grunde genommen soll durch unseren Antrag 
das erreicht werden, was in folgendem Satz der 
Regierungserklärung vom 10. November 1965 zum 
Ausdruck kommt; „Es geht . . . darum, die Anpas- 
sung an Strukturveränderungen zu erleichtern, um 
die knappe Arbeitskraft so produktiv wie nur mög- 
lich einzusetzen." Ich füge hinzu: unter Vermeidung 
von Begleitumständen, die sozial- und gesellischafts- 
politisch nicht vertretbar sind. 

Der Antrag fordert eine Novellierung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung. Die Vorschriften dieses Gesetzes sol- 
len dem technischen Fortschritt und der wirtschaft- 
lichen Entwicklung angepaßt werden. Dabei ist nicht 
allein an eine Berücksichtigung der Entwicklung ge- 
dacht, die seit der großen Novelle des Jahres 1956 
— also in den letzten zehn Jahren — eingetreten 
ist. Es besteht vielmehr die Notwendigkeit, darüber 
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hinaus auch Vorsorge für die Zukunft zu treffen. 
Das Gesetz muß so flexibel .sein, daß es auch zu- 
künftigen Entwicklungen auf dem Gebiet der Wirt- 
schaft und des Arbeitsmarktes gerecht wird. Diese 
Entwicklung läßt isich heute schon berücksichtigen, 
weil ihr Verlauf der Richtung nach bereits in der 
Gegenwart erkennlbar ist. 

Der Antrag verlangt unter Ziffer 1 eine Verbesse- 
rung des Arbeitslosengeldes. Daß die geltenden 
Sätze des Arbeitslosengeldes ihrer geringen Höhe 
nach heute wie ein Anachronismus wirken, dürfte 
allgemein bekannt sein und hat zwei Gründe. Der 
eine liqgt in der Lohnentwicklung der letzten zehn 
Jahre. Sie hat dazu geführt, daß die Leistungs- 
bemessungsgrenze, die im Jahre 1956 auf 750 DM 
festgesetzt worden ist, völlig überholt ist. Auch 
wenn wir im Zeichen der Vollbeschäftigung und des 
Arbeitskräftemangels (gern und mit Befriedigung 
feststellen, daß wir keine Arbeitslosigkeit mehr 
haben, so schließt das doch nicht aus, daß in den 
meisten trotz allem noch vorkommenden Fällen von 
Arbeitslosigkeit das Arbeitslosengeld sich nicht 
mehr nach dem tatsächlich verdienten Arbeitsent- 
gelt richtet. Wer z. B. 1000 DM oder gar 1500 DM 
im Monat verdient, bekommt heute, wenn er 
arbeitslos wird, kein höheres Arbeitslosengeld als 
derjenige, der nur 750 DM monatlich verdient. Der 
Antrag fordert daher eine Heraufsetzung der Lei- 
stungsbemessungsgrenze für das Arbeitslosengeld 
und dementsprechend auch für die Unterstützung 
aus der Arbeitslosenhilfe. Der Antrag sagt nichts 
darüber, wie hoch die Grenze festgesetzt werden 
soll. Es soll vielmehr der Bundesregierung über- 
lassen bleiben, in ihrer Gesetzesvorlage einen ersten 
Vorschlag zu unterbreiten und diesen zu begründen. 
Dieser wird in den zuständigen Ausschüssen dieses 
Hohen Hauses geprüft werden, die dann ihrerseits 
dem Hohen Hause entsprechende Vorschläge zur 
Annahme empfehlen werden. Ich möchte an dieser 
Stelle nur erwähnen, daß auf anderen Gebieten der 
sozialen Sicherung die notwendige Anpai^sung an 
die Lohnentwicklung längst vollzogen ist. So liegt 
die Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen 
Krankenversicherung, die 1957 von 500 auf 660 DM 
erhöht worden war, jetzt bei 900 DM. Die Beitratgs- 
bemefssungs grenze der Angesteiltenversicherung, 
die ursprünglich mit der Leistungsbemessungsgrenze 
in der Arbeitslosenversicherung übereinstimmte, be- 
trägt gegenwärtig 1300 DM. 

Die Sätze des Arbeitslosengeldes sind aber nicht 
nur im Hinblick auf die Lohnentwicklung überholt, 
sie sind es ebenso im Hinblick auf die sozialpoli- 
tische Entwicklung der letzten zehn Jahre. Die so- 
genannte „große Novelle" zum AVAVG ist im 
Jahre 1956 vor den übrigen großen sozialpolitischen 
Reformgesetzen verabschiedet worden. Inzwischen 
ist in anderen Gesetzen das Verhältnis zwischen 
dem verdienten Arbeitslohn und den sozialen Lohn- 
ersatzleistungen entscheidend verbessert worden. 
Wir brauchen dabei nur an die Verbesserungen des 
Krankengeldes zu denken oder an die Neuregelung 
der Rentenberechnung in den gesetzlichen Renten- 
versicherungen und der Unfallversicherung. Der 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion fordert daher zwei- 


tens eine Verbesserung des Verhältnisses des Ar- 
beitslosengeldes zum vorher erzielten Arbeitsent- 
gelt. Auch hier sieht er davon ab, Zahlen zu nennen. 
Gegenwärtig beträgt das Arbeitslosengeld — ohne 
Famihenzuschläge — etwa 55 v.H. des Nettoarbeits- 
entgelts eines Ledigen. Durch Verringerung des 
Abstandes zwischen Arbeitsentgelt und Arbeits- 
losengeld soll der Schutz des Arbeitnehmers bei 
Arbeitslosigkeit so verbessert werden, daß er auch 
nach den veränderten heutigen Maßstäben als aus- 
reichend bezeichnet werden kann. Allerdings muß 
ein gewisser Abstand zwischen Lohn und Arbeits- 
losengeld erhalten bleiben. Er muß ausreichend 
groß sein, um das Interesse des Arbeitslosen an 
einer baldigen Vermittlung in Arbeit wachzuhalten. 
Insofern liegen hier die Verhältnisse anders als in 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Der Schwerpunkt unseres Antrages liegt aber in 
Ziffer 2. Unter Ziffer 2 fordert der Antrag eine 
grundlegende Umgestaltung der im AVAVG vorge- 
sehenen Maßnahmen zur Verhütung und Beendi- 
gung der Arbeitslosigkeit im Sinne einer aktiven 
Beschäftigungspolitik. Das Instrumentarium muß 
insbesondere so ausgestaltet werden, daß es den 
besonderen Anforderungen, die sich aus dem tech- 
nischen Fortschritt und den wirtschaftlichen Struk- 
turveränderungen ergeben, voll gerecht werden 
kann. Das AVAVG ist — auch in der Fassung der 
großen Novelle des Jahres 1956 — noch weitgehend 
geprägt von den bitteren Erfahrungen einer Zeit, 
in der die Beseitigung und Verhütung von Arbeits- 
losigkeit das zentrale und nur schwer lösbare Pro- pj 
blem war. Heute, in der Zeit der Vollbeschäftigung, 
in der in der Bundesrepublik mehr als 1,2 Millionen 
ausländische Arbeitnehmer beschäftigt werden und 
in der nach der Bevölkerungsstruktur eine natür- 
liche Zunahme der Beschäftigten für die nächsten 
Jahre kaum zu erwarten ist, müssen die Aufgaben 
der Arbeitsverwaltung im Sinne einer aktiven Be- 
schäftigungspolitik neu durchdacht werden. Der Ge- 
setzgeber muß der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung ein Instru- 
mentarium in die Hand geben, das sie befähigt, die 
Probleme der kommenden Jahre bestmöglichst zu 
meistern. Vor allem der allgemeine technische Fort- 
schritt und die sich vollziehenden Wandlungen in 
der Struktur der Wirtschaft und der einzelnen Be- 
rufe verlangen, daß die geltenden Bestimmungen 
überprüft und zeitgemäß gefaßt werden. 

Das zweite Jähresgutachten des Sachverständi- 
genrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung, das das Hohe Haus in der 21, 
und 22. Plenarsitzung eingehend behandelt hat, 
bringt in seinem vierten Kapitel einen dankens- 
werten und hoch interessanten Beitrag über die 
Zusammenhänge von Wirtschaftswachstum und 
Strukturwandel. Es beginnt mit dem höchst beacht- 
lichen Satz: Stetiges Geld erfordert stetiges Wachs- 
tum — stetiges Wachstum den Wandel der Struk- 
turen; es betont dann aber an mehreren Stellen die 
Wichtigkeit der Mobilität der Arbeitskräfte, wenn 
ein stetiges und angemessenes Wachstum der Wirt- 
schaft erhalten bleiben soll. Das mit dem vorliegen- 
den Antrag verfolgte Ziel deckt sich also weitge- 
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(A) hend mit den auf diesem Gebiet aufgestellten Forde- | 
rungen des zweiten Jahresgutachtens. 

Wenn man vom technischen Fortschritt spricht, 
so denkt man insbesondere an die Probleme der 
Automation und ihre Folgen auf die Arbeitnehmer 
der Unternehmen, die aus wohlerwogenen Gründen 
der Rationalisierung oder wegen des Konkurrenz- 
drucks ihre Produktion auf automatische Fertigung 
umstellen. Daraus kann sich die Notwendigkeit er- 
geben, Arbeitnehmer zu entlassen oder auf andere 
Arbeitsplätze umzusetzen. 

Wandlungen in der wirtschaftlichen Struktur erge- 
ben sich durch die sich immer stärker vollziehende 
Verflechtung innerhalb der EWG. So werden z. B. 
auf dem Gebiet der Landwirtschaft die Kleinbetriebe 
zugunsten rationeller, mit Maschinen arbeitender 
Großbetriebe zurückgedrängt. Ehemalige selbstän- 
dige Landwirte oder mithelfende Angehörige wer- 
den künftig als Arbeitnehmer tätig sein. Aber auch 
z. B. die Einführung neuer chemischer Produkte oder 
die Einfuhr billiger Auslandserzeugnisse können es 
mit sich bringen, daß trotz Vollbeschäftigung ganze 
Wirtschaftszweige rückläufig tendieren und hier 
dadurch Arbeitskräfte frei werden. 

Schließlich ist uns allen bekannt, daß gerade der 
technische Fortschritt großen Einfluß auf die einzel- 
nen Berufe hat. Eine Reihe von Berufen ist ausge- 
storben, andere sind neu entstanden, und wieder 
andere haben sich ihrem Inhalt nach teilweise oder 
völlig verändert. 

Auf all diesen Gebieten stellt sich dem Gesetz- 
geber die Aufgabe, Vorsorge zu treffen, daß sich 
dieser Wandel reibungslos vollzieht. Weder der ein- 
zelne Arbeitnehmer noch die gesamte Volkswirt- 
schaft dürfen darunter leiden, daß etwa nicht recht- 
zeitig gesetzgeberische Maßnahmen getroffen wor- 
den sind, um möglicherweise auftretende Schwie- 
rigkeiten zu beheben. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion basiert darauf, 
daß bereits jetzt dem zuletzt im Jahre 1956 umfas- 
send novellierten Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung eine Reihe von Mög- 
lichkeiten gegeben sind, auftretende Schwierigkeiten 
abzufangen. Diese bestehenden Möglichkeiten müs- 
sen jedoch den aufgezeigten veränderten Situationen 
angepaßt werden. Diese Anpassung ist vorrangig als 
vorsorgliche Maßnahme für möglicherweise in der 
Zukunft auftretende Schwierigkeiten auf dem Ar- 
beitsmarkt anzusehen. Man möge uns nicht entge- 
genhalten, daß bei der derzeitigen Arbeitsmarkt- 
lage, die ganz und gar unter dem Zeichen der Voll- 
beschäftigung steht, eine solche Vorsorge nicht not- 
wendig sei. Die Fraktion der CDU/CSU geht auch 
oder gerade davon aus, daß sich die wirtschaftliche 
Situation der Bundesrepublik auch künftig nicht 
grundlegend nachteilig wandeln wird. Trotzdem kön- 
nen sich in dem aufgezeigten Rahmen gewisse regio- 
nale und auf bestimmte Wirtschaftszweige be- 
schränkte Schwierigkeiten ergeben. 

Das verlangt eine verstärkte regionale und ins- 
besondere berufliche Mobilität des Arbeitnehmers. 
Es muß gewährleistet sein, daß ein Arbeitnehmer 
der — ganz gleich, aus welchen Gründen — seinen 


(C) 

Arbeitsplatz verliert, nicht nur irgendeinen anderen, ' 
sondern den richtigen, seinen Fähigkeiten entspre- 
chenden Arbeitsplatz einnehmen kann. Wenn sich 
für ihn ein solcher Arbeitsplatz außerhalb seines 
bisherigen Wohnsitzes bietet, müssen in ausreichen- 
dem Maße Beihilfen für die durch die Trennung von 
der Familie entstehenden Kosten und zu den Um- 
zugskosten gewährt werden. Noch wichtiger ist es 
jedoch, einem entlassenen Arbeitnehmer oder besser 
einem von der Arbeitslosigkeit durch technischen 
Fortschritt bedrohten Arbeitnehmer, der in seinem 
bisherigen Beruf keinen Arbeitsplatz finden kann, 
die Möglichkeit zu bieten, in einem anderen Beruf 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz einzunehmen. Das 
ist nicht nur eine sozialpolitische, sondern auch eine 
volkswirtschaftliche Notwendigkeit. Mit Recht legen 
die Sachverständigen in ihrem zweiten Jahresgut- 
achten dar, daß in einer vollbeschäftigten Wirtschaft 
die menschliche Arbeitskraft dort eingesetzt werden 
soll, wo sie gesamtwirtschaftlich mit dem größten 
Effekt Verwendung findet. Deswegen müssen beruf- 
liche Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, die den einzelnen Arbeitneh- 
mer in die Lage versetzen, auch künftig genauso 
produktiv und seinem bisherigen sozialen Stand 
entsprechend tätig zu sein. Das kann oder sollte 
sogar nicht nur durch die Bundesanstalt, sondern 
möglichst in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern 
bzw. mit den vom technischen Fortschritt bedrohten 
Branchen geschehen. 

Während derartiger beruflicher Bildungsmaßnah- 
men muß gewährleistet sein, daß der Lebensunter- 
halt des Arbeitnehmers und seiner unterhaltsberech- ' ^ 
tigten Angehörigen in angemessener Weise sicher- 
gestellt ist. Es erscheint meines Erachtens gerecht- 
fertigt, den Teilnehmern an derartigen beruflichen 
Bildungsmaßnahmen einen höheren Lebensunterhalt 
zu gewähren, als ihnen zustünde, wenn sie arbeits- 
los wären. Im Interesse der Volkswirtschaft und im 
Interesse des einzelnen Arbeitnehmers muß ein An- 
reiz bestehen, sich einer beruflichen Bildungsmaß- 
nahme zu unterziehen. 

Die Durchführung beruflicher Bildungsmaßnahmen 
sollte aber nicht nur auf den Personenkreis der Be- 
zieher von Arbeitslosengeld beschränkt werden. Es 
liegt im Interesse jedes einzelnen Betroffenen, abeT 
genauso im Interesse der gesamten Volkswirtschaft, 
die menschliche Arbeitskraft so produktiv und sinn- 
voll wie möglich einzusetzen. Deswegen muß ver- 
mieden werden, daß erst überhaupt der Fall einer 
Arbeitslosigkeit eintritt. Berufliche Bildungsmaß- 
nahmen müssen also so früh wie möglich einsetzen; 
unter Umständen bereits dann, wenn sich erst zu 
einem späteren Zeitpunkt eine mögliche Arbeits- 
losigkeit bzw. die Gefahr einer Entlassung aus dem 
alten Arbeitsverhältnis für den einzelnen Arbeit- 
nehmer abzeichnet. Hier müssen also Wege gefun- 
den werden, um gegebenenfalls Umschulungsmaß- 
nahmen bereits während eines noch bestehenden 
Arbeitsverhältnisses einzuleiten. 

Diese Forderungen fügen sich voll und ganz in den 
Rahmen der bisherigen Aufgabenstellung der Bun- 
desanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung ein. Der Bundesanstalt sollen hier 
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keine neuen, etwa artfremden Aufgaben übertragen 
werden. Nach der richtungweisenden Grundbestim- 
mung des § 38 des Gesetzes über Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung hat die Bundes- 
anstalt im Rahmen der Wirtschafts- und Arbeits- 
marktpolitik der Bundesregierung dahin zu wirken, 
daß Arbeitslosigkeit und Mangel an Arbeitskräften 
vermieden oder behoben werden. In diesen Grund- 
gedanken sind auch alle Neuregelungen sinnvöll 
einzufügen. 

Voraussetzung dafür, daß rechtzeitig sinnvolle 
Umschulungsmaßnahmen eingeleitet werden kön- 
nen, die nachher tatsächlich dazu führen, daß der 
umgeschulte Arbeitnehmer einen angemessenen Ar- 
beitsplatz findet, ist eine vorausschauende Arbeits- 
marktbeobachtung. Ebenso wichtig ist es, die Ent- 
wicklung der einzelnen Berufe zu kennen und die 
notwendigen Konsequenzen zu ziehen. Hier ergeben 
sich wichtige Aufgaben für die Berufsberatung. Sie 
verlangen eine Neufassung der gesetzlichen Bestim- 
mungen. Diese Notwendigkeit ergibt sich aus den 
heutigen bildungspolitischen Zielsetzungen. Dabei 
handelt es sich in erster Linie darum, den Arbeit- 
nehmer schon zu Beginn der Berufsausbildung an- 
passungsfähig, d, h. beruflich mobil zu machen. Be- 
kanntlich sucht die deutsche Berufsausbildung die- 
ses Ziel auf der Grundlage einer breiteren Grund- 
ausbildung, die möglichst jedem Jugendlichen zuteil 
werden soll, zu erreichen. Erst allmählich soll der 
Ausbildungsgang zur Fach- und Spezialausbildung 
fortschreiten, ein Prinzip, das in den derzeitigen 
Versuchen einer Stufenausbildung eine eigene Aus- 
Prägung erfährt. 

Eine weitere bildungspolitische Erkenntnis, der 
auch die Berufsberatung Rechnung tragen muß, be- 
steht darin, daß der Arbeitnehmer in der industria- 
lisierten Gesellschaft nicht mehr sein Leben lang 
mit den in der Jugend erworbenen Berufskenntnis- 
sen auskommt, sondern aus der Natur der auf uns 
zukommenden Verhältnisse heraus zu einem viel- 
leicht mehrfachen Berufswechsel veranlaßt werden 
kann. Dies zwingt ihn, um eine ständige systemati- 
sche Fortbildung während seines Arbeitslebens be- 
müht zu sein. Die Fülle der Berufsmöglichkeiten 
und die Neuerungen in der Berufs- und Beschäfti- 
gungsstruktur können bei dem vor der Berufswahl 
stehenden Jugendlichen das Gefühl einer sozialen 
Unsicherheit erwecken. 

Für die Berufsberatung ergibt sich aus alledem 
folgendes. Erstens. Die Orientierung des jungen 
Menschen über die Berufs- und Arbeitswelt muß 
intensiviert werden; deshalb kommt den auf die 
Allgemeinheit gerichteten Maßnahmen der Berufs- 
aufklärung eine erhöhte Bedeutung zu. Die Be- 
rufsberatung darf sich zweitens künftig nicht mehr 
mit einem mehr oder weniger einmaligen Anspre- 
chen des Berufsanwärters begnügen und einen Be- 
ratungsfall mit der Vermittlung in eine Ausbil- 
dungsstelle als abgeschlossen ansehen, sondern muß 
wiederholt und intensiv in den verschiedenen Etap- 
pen der Berufsausbildung mit ihrem fachlichen Rat 
zur Verfügung stehen. 

Es wird ferner zu prüfen sein, ob die Vorschriften 
über die finanzielle Förderung der betriebsgebun- 


denen Ausbildung der Lehrlinge und Anlernlinge 
aus Mitteln der BAVAV hinsichtlich der Leistungs- 
höhe und der Anspruchs Voraussetzungen in Ein- 
klang mit den Förderungsmaßnahmen aus anderen 
öffentlichen Quellen gebracht werden müssen. 

Im Zusammenhang mit all den vorgenannten 
Problemen noch ein Wort zur Frage der Berufsfor- 
schung. Sie besagt, daß im Rahmen der Arbeits- 
markt- und Bemfsnachwuchspolitik der Bundesre- 
gierung der Berufsberatung wegen ihrer voraus- 
schauenden und vorauswirkenden Tätigkeit eine 
wichtige Rolle zufällt. Deshalb ist es notwendig, die 
Aufgaben der Bundesanstalt bei der Erforschung 
des Nachwuchsbedarfs und der Veränderungen der 
Berufsinhalte gesetzlich zu verankern. Die Bundes- 
anstalt bereitet sich meines Wissens zur Zeit bereits 
auf diese Aufgabe organisatorisch vor. Es kommt 
dabei nur darauf an, die künftigen Auswirkungen 
des technischen Fortschritts auf die beschäftigten 
Arbeitnehmer, vor allem aber auch auf die erst 
heute oder demnächst in einen Beruf neu eintreten- 
den Berufsanwärter so weit wie möglich festzustel- 
len. Daß es sich hier um eine öffentliche Aufgabe 
von hoher Bedeutung handelt, die zunächst der 
Bundesregierung auf Grund ihrer sozial- und 
arbeitsmarktpolitischen Verantwortung obliegt, be- 
darf keines besonderen Hinweises. Die Berufsfor- 
schung wird sich im einzelnen — auf der Grundlage 
einer umfassenden Berufsdokumentation — vor 
allem mit der Analyse der Berufsmerkmale 
sowie den beruflichen Erfordernissen in psycho- 
logischer und körperlicher Hinsicht, mit den Er- 
fordernissen einer modernen Berufsstatistik und (D) 
Berufssystematik und schließlich mit einer vorsich- 
tigen Schätzung des quantitativen Nachwuchsbe- 
darfs zu beschäftigen haben. Die Bundesregierung 
muß die vielfältigen Bemühungen um eine solche 
Aufhellung der vor uns liegenden Entwicklungen 
in der Arbeits- und Berufwelt koordinieren. Sie 
wird dabei auf die tatkräftige Unterstützung der 
BAVAV angewiesen sein. 

Um all diesen als notwendig erkannten Forde- 
rungen gerecht werden zu können, ist eine Ände- 
rung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung notwendig. Ich bitte des- 
halb, dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU zu 
entsprechen und die Bundesregierung zu ersuchen, 
auf dem von mir angesprochenen Gebiet eine Ge- 
setzesvorlage zu erarbeiten. 


Anlage 3 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Behrendt für die Fraktion der 
SPD zur Beratung des Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU über die Anpassung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeit|slosenverisicherung 
(AVAVG) an den technischen Fortschritt und an die 
wirtschaftliche Entwicklung (Drucksache V/222). 

Zu dem vorliegenden Antrag der CDU/CSU-Frak- 
tion erkläre ich namens meiner Fraktion, daß es zu 
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(A) begrüßen ist, wenn gesetz^geberisch eine Initiative 
ergriffen werden isoll, den sich seit langem abzeich- 
nenden unerwünschten sozialen Folgen der tech- 
nischen Entwicklung zu begegnen. Anzuerkennen 
ist auch die Forderung, daß es hierzu neben einer 
spürbaren Verbesserung der Arbeitslosenversiche- 
rung einer wirkungsvollen Beschäftigungs- und 
Berufspolitik bedarf. 

Trotz alledem muß bedauert werden, daß die 
Antragsteller jegliche Konkretisierung ihrer For- 
derungen vermissen lasseri. So enthält z. B. die erste 
Forderung nicht den geringsten Hinweis auf die 
Frage des versicherungspfMchtigen Personenkreises. 
Insibesondexe die fortschreitende Büromechanisie- 
rung hat die Frage der sozialen Schutzbedürftigkeit 
auch der Angestellten aktualisiert, die nach gelten- 
dem Recht der Pflicht zur Arbeitslosenversicherung 
nicht unterliegen. 

Hinsichtlich der Anpassung der Leistungsbemes- 
sungsgrenze an die veränderten Einkommens Ver- 
hältnisse sowie der Verbesserung des Verhältnisses 
des Arbeitslosengeldes zum zuvor erzielten Arbeits- 
entgelt wird nicht einmal in groben Zügen gesagt, 
welche Leitgedanken für die geforderte Regelung 
bestimmend sein sollen. Es wäre immerhin eine 
diskutable Aussage gewesen, wenn die Funktion 
des Arbeitslosengeldes als Lohnersatz erwähnt wor- 
den wäre. 


(B) 


Wenn die Antragsteller zur Vermeidimg un- 
erwünschter sozialer Folgen, die sich aus dem tech- 
nischen Fortschritt und den Strukturveränderungen 
ergeben können, lediglich eine Ausgestaltung des 
Instrumentarismus nach dem AVAVG fordern, ;so 
lassen sie damit erkennen, daß sie mit der Pro- 
blematik dieses Themenkreises nur unzureichend 
vertraut sind. Die Vielschichtigkeit dieser Aufgabe 
wird bereits erkennbar, wenn man berücksichtigt, 
daß fachlich qualifizierte Institutionen wie die IAO 
und OECD bereits seit Jahren allein um die theo- 
retische Bewältigung bemüht sind. Solange es noch 
um die Erforschung der Einzelheiten dieses Pro- 
jektes geht, solange also nicht einmal mit Sicherheit 
gesagt werden kann, welche Auswirkung die tech- 
nische Entwicklung im einzelnen halben wird, ist es 
absolut verfrüht, die Änderung nur eines bestimm- 
ten Gesetzes zu verlangen. 


Sollten die Antragsteller alber mit der Formulie- 
rung des Antrages die Absicht ausdrücken wolLen, 
sämtliche Probleme, die sich aus dem technischen 
Fortschritt und der zunehmenden wirtschaftlichen 
Integration ergeben, mit den Mitteln eines völlig 
veralteten AVAVG zu lösen, so lohnt es einfach 
nicht, diesen Antrag zu diskutieren. Auf welcher 
Basis eine „gezielte Beschäftigungs- und Berufs- 
politik" betrieben werden soll, solange es an einer 
vorauisschauenden Arbeitsmarktbeobachtung sowie 
an der von den Antragstellern erst an letzter Stelle 
geforderten Berufsforschung fehlt, bleibt demnach 
unklar. Es wäre wünschenswert, daß die Antrag- 
steller ihre Forderungen konkretisieren und deutlidi 
machen. Eine Regelung, die an die viel zu engen 
Grenzen des jetzigen AVAVG göbunden sein soll, 
muß als unzureichend verworfen werden. 


Anlage 4 


(C) 


Schriftliche Erklärung 


des Abgeordneten Schmidt (Kempten) für die Frak- 
tion der FDP zur Beratung des Antrags der Frak- 
tion der CDU/CSU über die Anpassung des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (AVAVG) an den technischen Fort- 
schritt und an die wirtschaftliche Entwicklung 
(Drucksache V/222). 

Namens der Bundestagsfraktion der FDP gebe 
ich folgende Erklärung zu Protokoll. 


Von seiten der FDP-Bundestagsfraktion werden 
Bestrebungen begrüßt und unterstützt, die darauf 
hinzielen, das AVAVG den sich ändernden wirt- 
schaftsstrukturellen Verhältnissen anzupassen. Die 
Automation wie sonstige aus dem technischen Fort- 
schritt sich ergebenden Rationalisierungsmaßnah- 
men bedingen neue und andere Anforderungen an 
die Arbeitskräfte. jEine rechtzeitige Berücjfsihti- 
gung dieser Entwicklungen durch geeignete Förde- 
rungsmaßnahmen wird einer möglichen Arbeitslo- 
sigkeit der betroffenen Arbeitskräfte entgegenwir- 
ken und diese wie ihre Familien vor sozialem Ab- 
stieg und finanziellen Schwierigkeiten bewahren. 


Bedenken bestehen gegen eine Erhöhung der 
Beitragsbemessungsgrenze im gegenwärtigen Au- 
genblick wie aus grundsätzlichen Erwägungen. Die 
gegenwärtige Arbeitsmarktsituation erlaubt weit- 
gehend einen WecJisel auf einen anderen entspre- 
chenden Arbeitsplatz ohne eine längerfristige Ar- 
beitslosigkeit. Eine allgemeine Erhöhung der Bei- 
tragsbemessungsgrenze ohne gleichzeitige Senkung 
des Beitragssatzes würde das verfügbare Arbeits- 
entgelt aller durch die Erhöhung Betroffenen weiter 
einengen und außerdem auf der Arbeitgeberseite 
die Lohn- und Gehaltskosten erhöhen. In Anbetracdit 
der Problematik der Lohnbezogenheit der sozialen 
Abgaben können solche Erhöhungen zu weiteren 
Nachteilen im Wettbewerb für den lohnintensiven 
Bereich der Wirtschaft führen. 


(D) 


Die FDP wird daher darauf hinwirken, daß den 
gezielten Maßnahmen zur Vermeidung der Arbeits- 
losigkeit der betroffenen Personen das besondere 
Augenmerk geschenkt wird. Auf diesen Wegen 
kann den möglicherweise Betroffenen besser ge- 
holfen werden als durch eine generelle Erhöhung 
der Beitrags- und Leistungsbemessungsgrenze. 


Anlage 5 


Schriftliche Begründung 

des Abgeordneten Dr. Reinhard für die Fraktion der 
CDU/CSU zu dem Entwurf eines Gesetzes zum 
Schutze der landwirtschaftlichen Veredelungswirt- 
schaft (Drucksache V/353). 

Der Grüne Bericht und die Debatte über diesen 
Bericht im Deutschen Bundestag haben gezeigt, wie 
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nötig die bisherigen Maßnahmen für die Landwirt- 
schaft sind, daß sie weitergeführt und den neuen 
veränderten Verhältnissen angepaßt werden müs- 
sen. Es wird aber auch darauf ankommen, außerhalb 
des Grünen Planes Maßnahmen zur Einkommens- 
sicherung zu ergreifen. Dabei sollte es sich unter 
anderem auch um einen gesetzlichen Schutz vor der 
' Abwanderung wichtiger Produktionszweige der 
landwirtschaftlichen Veredelung in andere Wirt- 
schaftsbereiche handeln. Vom Gesamtproduktions- 
wert unserer Landwirtschaft entfallen 75,1 Vo auf 
die Veredelungs Wirtschaft. Diese Zahl beweist ein- 
deutig, mit der Veredelung steht und fällt unsere 
Landwirtschaft. 

Während die Rindfleisch- und Milcherzeugung 
weitgehend bodengebunden und damit mit der Land- 
wirtschaft eng verbunden sind, ist es bei den weni- 
ger bodenabhängigen Zweigen der tierischen Ver- 
edelung anders. Bei Schweinefleisch, Eier und Ge- 
flügelfleisch machen sich in der letzten Zeit Tenden- 
zen zur Abwanderung in landwirtschaftsfremde Be- 
triebe bemerkbar. Personen oder Firmen der ge- 
werblichen Wirtschaft wollen unter erheblichem Ka- 
pitaleinsatz in die Veredelungsproduktion einstei- 
gen. Sie planen dabei in Größenordnungen, wie wir 
sie bisher nicht kennen. Diese — vorerst nur in Ein- 
zelfällen verwirklichte — Entwicklung beinhaltet 
für die Landwirtschaft große Gefahren. Auch diese 
nicht direkt bodenabhängige Veredelung hat für sie 
mit rund 32 ^/o des Gesamtproduktionswertes außer- 
ordentliches Gewicht. Im einzelnen entfallen auf die 
Schweineerzeugung 23,6 ®/o, auf Eier 6,8 Vo und auf 
(B) Geflügelfleisch 1,4 Vö. Die Bedeutung der Verede- 
lungsproduktion für unsere Landwirtschaft wird da- 
bei in den nächsten Jahren voraussichtlich noch über 
die genannten Zahlen hinausgehen. Einmal geht 
der Trend der Ernährung zum hochwertigen und 
leichtverdaulichen Nahrungsmittel. Aber auch von 
der Eigenversorgung her muß man die Bedeutung 
der Veredelung sehen. Der deutsche Inlandsbedarf 
wird zur Zeit bei Schweinefleisch zu rund 95 ®/o, bei 
Eiern zu etwa 85 Vo, bei Geflügelfleisch aber erst 
zu rund 40 Vo aus deutscher Erzeugung gedeckt. 
Hier ergeben sich Möglichkeiten, die für die Ein- 
kommensentwicklung unserer bäuerlichen Betriebe 
im Sinne einer inneren Aufstockung sehr wesentlich 
sein werden. Voraussetzung für die Wahrnehmung 
dieser Möglichkeiten ist allerdings, daß die Verede- 
lungsproduktion in der Landwirtschaft bleibt. 

Der Einsatz großer Kapitalbeträge ist für den 
landwirtschaftsfremden Betrieb nur bei Tierbestän- 
den in Größenordnungen, die weit über die Mög- 
lichkeiten des landwirtschaftlichen Betriebes hinaus- 
gehen, interessant. Der Vorteil dieser Veredelungs- 
fabriken liegt nicht etwa in einer besonders ratio- 
nellen Erzeugung. Da kann sich die deutsche Land- 
wirtschaft ohne weiteres mit Größtbetrieben messen. 
Der Vorteil solcher Großbetriebe liegt in der Stel- 
lung am Markt. Im Gegensatz zur Landwirtschaft 
können diese Betriebe den Standort in Verbrauchs- 
zentren legen. Das ist ein großer Vorteil. Für den 
bäuerlichen Familienbetrieb kommt ©s demgegenüber 
in erster Linie darauf an, vorhandene, nicht voll aus- 
gelastete Arbeitskräfte in der Veredelungsproduk- 
tion lohnend einzusetzen und damit das Betriebs- 


einkommen aufzubessern. Die Bestandsgröße der 
Veredelungsproduktion wird dabei zwangsläufig 
dem Gesamtbetrieb angepaßt. Die obere. Grenze 
dürfte beim Einsatz einer vollen Arbeitskraft liegen. 
Produktionstechnisch können in solchen Größenord- 
nungen die Möglichkeiten wirklich rationeller Er- 
zeugung voll ausgeschöpft werden. 

Agrarpolitiker der CDU haben den Entwurf eines 
Gesetzes zum Schutze der landwirtschaftlichen Ver- 
edelungswirtschaft ausgearbeitet, der von der CDU/ 
CSU-Fraktion und der FDP-Fraktion im Bundestag 
eingebracht worden ist. Er fußt auf diesen Über- 
legungen. Er sieht bewußt Höchstgrenzen für die 
Haltung von Schweinen, Legehennen und Jungmast- 
geflügel vor, die — zumindest für den heutigen 
Stand — dem technischen Fortschritt noch weiten 
Spielraum lassen. Andererseits liegen sie aber unter 
dem Rahmen, der für die nichtlandwirtschaftliche 
Veredelungsproduktion interessant wäre. Die 
Höchstgrenzen werden nur für wenige landwirt- 
schaftliche Betriebe Bedeutung haben, da rationelle 
Produktion, die auch einen hohen Mechanisierungs- 
grad zuläßt, bereits bei Tierbeständen gegeben ist, 
die wesentlich unter den vorgesehenen Höchst- 
beständen liegen. 

Die Veredelungsproduktion in nichtl and wirtschaft- 
lichen Großbetrieben spielt bisher in der Bundes- 
republik keine ausschlaggebende Rolle. Da aber die 
Tendenz in Richtung auf solche wenige Großproduk- 
tionsstätten unverkennbar ist, muß eine gesetzliche 
Regelung, wenn sie Wirkung haben soll, schnell 
kommen. Sind die Großbetriebe erst da, kann die 
Veredelungswirtschaft auch durch gesetzliche Maß- 
nahmen kaum wieder in die Hand der bäuerlichen 
Betriebe zurückgeführt werden. Entscheidendes Mo- 
tiv für die vorgesehene Beschränkung ist die Er- 
haltung der Existenz einer möglichst großen Anzahl 
selbständiger bäuerlicher Familienbetriebe und da- 
mit des Mittelstandes. Dieser notwendige Schutz 
rechtfertigt ohne Zweifel die Beschränkung, die sich 
für einzelne ergibt. Die Agrarpolitik der Bundes- 
republik ist ganz eindeutig auf die Erhaltung und 
Förderung der bäuerlichen Familienbetriebe aus- 
gerichtet. Sie deckt sich hier mit den im Vertrage 
von Rom festgelegten Grundsätzen. Landwirtschafts- 
gesetz und EWG-Vertrag würden ausgehöhlt wer- 
den, ginge die Veredelungswirtschaft der Landwirt- 
schaft verloren. 

Der deutsche Markt könnte im heutigen Umfange 
z. B. von 5000 Betrieben mit einer Jahresproduktion 
von 5000 Schweinen, oder bei Jungmastgeflügel von 
100 Betrieben mit einer Jahresproduktion von 
600 000 Stück versorgt werden. Die Eierversorgung 
— ebenfalls im heutigen Umfange — wäre durch 
200 Betriebe mit je 250 000 Legehennen zu schaffen. 
Statt dessen findet die Erzeugung jetzt in über 1 Mil- 
lion Betrieben statt. Die angegebenen Zahlen sind 
keineswegs utopisch. Konzentration der Veredelung 
in diesem Maße in wenigen großen Produktions- 
stätten würde jedoch nicht nur der Landwirtschaft 
eine entscheidende Einkommensmöglichkeit nehmen, 
sie hätte vielmehr auch ganz allgemein gesehen 
gravierende Nachteile. Es darf hier nur an die 
Seuchengefahr speziell im Schweinemast- Groß- 
betrieb erinnert werden. Die Konzentration der 
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Erzeugung an wenigen Stellen und speziell an Stel- 
len großer Bevölkerungsdichte — und derartige 
Standorte würden für die Großproduktion sicher 
gewählt — birgt aber auch anderweitige Gefahren 
für die Sicherstellung der Versorgung. Hier spielt 
der gesamte Fragenkomplex der Sicherstellung der 
Versorgung der Bevölkerung mit Erzeugnissen der 
Ernährungs- und Landwirtschaft, der zum Ernäh- 
rungssicherstellungsgesetz führte, eine Rolle. Ich 
brauche auf die einzelnen Probleme nicht einzu- 
gehen. 

Die Konzentration der Produktion in wenigen 
Großunternehmen unterliegt im übrigen auch Ein- 
wirkungen auf Grund von rein privatwirtschaft- 
lichen Überlegungen, die für die Versorgung der 
Bevölkerung ausgesprochen nachteilig sein können. 
Der landwirtschaftliche Betrieb, der bei aller Spe- 
zialisierung stets mehrere Betriebszweige hat und 
haben wird, kann bei konjunkturellen Schwankun- 
gen auf einem Gebiet einen Ausgleich auf anderen 
Gebieten schaffen. Er gibt damit weitgehend Ge- 
währ für eine kontinuierliche Produktion. Zu einer 
Einstellung einer zum Betriebszweig ausgebauten 
Erzeugung kommt es im landwirtschaftlichen Betrieb 
erfahrungsgemäß erst, wenn sich langfristig Un- 
wirtschaftlichkeit herausgestellt hat. Beim speziali- 
sierten Großbetrieb liegen die Gegebenheiten völlig 
anders. Hier ist kein Ausgleich zwischen Betriebs- 
zweigen möglich. Während einer Aufbauzeit und 
gegebenenfalls auch während eines Kampfes um 
den Platz am Markt kann zugesetzt werden. Ist die 
Marktposition erreicht, muß aber verdient werden. 

(B) Kommen Störungen, so sucht das Kapital sich eine 
andere, lohnendere Anlagemöglichkeit. Ist die Pro- 
duktion auf 100, 150 oder 200 Betriebe konzentriert, 
so können durch solche privatwirtschaftlich voll ver- 
ständlichen Entscheidungen auch mitten im norma- 
len Wirtschaftsablauf Marktverknappungen auftre- 
ten. Diese können sich preislich für den Verbrau- 
cher ungünstig auswirken. In solcher Situation hilft 
auch nicht der Rückgriff auf Importe, da die Produk- 
tion in den Exportländern nicht ad hoc gesteigert 
werden kann. Sie ist vielmehr auf langfristige Be- 
dienung der Nachfrage eingestellt. Bei einer Ver- 
teilung der Inlandserzeugung auf eine Vielzahl 
landwirtschaftlicher Betriebe erscheint eine solche 
Entwicklung ausgeschlossen. 

Die Höchstbestände, die der Gesetzentwurf vor- 
sieht, sollen einheitlich für alle Betriebe gelten. Es 
wird bewußt * — um den Gleichheitsgrundsatz zu 
wahren — kein Unterschied zwischen landwirt- 
schaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Betrieben 
gemacht. Der Entwurf sieht nur zwei Ausnahmen 
vor. Diese Ausnahmen beinhalten aber keine Son- 
derrechte für die Landwirtschaft. Die eine Aus- 
nahme bezieht sich auf die Betriebe, die bereits 
jetzt höhere Tierbestände haben. Aus praktischen 
und rechtlichen Gründen ist vorgesehen, daß diese 
Betriebe ihre Produktion zwar nicht weiter aus- 
bauen dürfen, jedoch können sie im bisherigen Um- 
fang aufrechterhalten werden. Diese Regelung 
scheint auch im Hinblick auf die vergleichsweise 
noch kleine Zahl der betroffenen Betriebe, sowohl 
gewerblichen als auch landwirtschaftlichen Charak- 
ters, gerechtfertigt. Die zweite Ausnahme bezieht 


sich auf Basisgeflügelzuchtbetriebe, die besonderen 
Voraussetzungen entsprechen. Diesen gleichzu- 
setzen sind auch die Vermehrungsbetriebe, die das 
Material für die Geflügelmast liefern, da sie prak- 
tisch keine Eiermarktleistung haben und die Vor- 
aussetzung für eine rationelle Junggeflügelmast 
sind. Unter diese Ausnahme fällt nur eine ganz ge- 
ringe Zahl von Betrieben in der Bundesrepublik. 
Moderne Geflügelleistungszucht kann aus Gründen 
der Zuchtwahl nur mit wirklich großen Tierbestän- 
den auf die Dauer erfolgreich durchgeführt werden. 
Da die Leistungsfähigkeit der Landesgeflügelhaltung 
von der Arbeit der Zuchtbetriebe abhängt, läßt sich 
diese Ausnahme nicht umgehen. Einbeziehung der 
Basisgeflügelzuchtbetriebe in die Regelung der 
Höchstbestände käme einem Rückschritt gleich. 


Die Gefahr der Abwanderung der Veredelungs- 
wirtschaft aus der Landwirtschaft besteht in erster 
Linie in der Bundesrepublik. Es kommt daher dar- 
auf an, in der Bundesrepublik dieser Gefahr zu 
begegnen. Das eigentliche Ziel wird aber nur er- 
reicht werden können, wenn im ganzen EWG-Raum 
ähnliche Bestimmungen gelten. Daher sollte die in 
dem Gesetzentwurf für die Bundesrepublik vorge- 
sehene Ordnung für die Bundesregierung Anlaß 
sein, darauf hinzuwirken, daß eine gleiche oder 
ähnliche Regelung auch auf europäischer Ebene 
durchgeführt wird. 


Die Frage ist für die Partnerländer im übrigen 
keineswegs neu. In Frankreich unterliegt bereits 
die als strukturgerecht angesehene bäuerliche Hüh- 
nerhaltung mit 2000 Hennen der Genehmigungs- 
pflicht. Das gleiche gilt für die ebenfalls als struk- 
turgerecht angesehene Jahresproduktion von 20 000 
Stück Jungmastgeflügel. Ein effektiver Höchstsatz 
ist noch nicht festgelegt. Die gesetzliche Grund- 
lage für die Festlegung eines Höchstsatzes besteht 
jedoch bereits. Französische Stellen betonen, daß 
die Errichtung von Massenhaltungen auf Grund der 
bestehenden Bestimmungen in Frankreich in jedem 
Fall abgelehnt würde. Das entspricht also voll unse- 
rem Anliegen, Mammutagrarfabriken zu unterbin- 
den. 


(D) 


Dem Vernehmen nach hat im übrigen der hollän- 
dische Landwirtschaftsminister amtlichen deutschen 
Stellen gegenüber betont, wenn die Bundesrepublik 
Höchstbestände festlegte, wäre Holland bereit, eine 
gleiche Regelung durchzuführen bzw. eine entspre- 
chende europäische Regelung zu akzeptieren. Nach 
Berichten über Besprechungen im Rahmen von 
COPA tendiert auch Italien in gleicher Richtung. Es 
kommt nur darauf an, daß die Bundesrepublik als 
das Land, in dem akuter Anlaß besteht, den ersten 
Schritt tut. 


Anlage 6 


Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Marquardt für die Fraktion der 
SPD zu dem Entwurf eines Gesetzes zum Schutze 
der landwirtschaftlichen Veredlungs Wirtschaft 
(Drucksache V/353). 
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Die sozialdemokratische Bimdestagsfraktion hat 
sich nie dem berechtigten Anliegen verschlossen, 
der deutschen Landwirtschaft Raum und Möglich- 
keiten für eine bessere und stärkere Veredlungs- 
wirtschaft zu schaffen. Es galt und gilt, den Wett- 
bewerbsvorsprung der EWG-Partnerländer aufzu- 
holen. Wir wissen auch, daß unter den veränderten 
Verhältnissen für viele Betriebe in einer verbesser- 
ten Veredlungs Wirtschaft überhaupt die einzige 
Chance lag und liegt, ihre Existenz zu erhalten und 
die Einkommenslaige nachhaltig zu verbessern. In 
Einklang damit hat das ganze Hohe Haus schon 
bisher der landwirtschaftlichen Veredlungswirtschaft 
Präferenzen leingeräumt und finanzielle Hilfen ge-' 
währt. Es sind a) steuerliche Vorteile der Landwirt- 
schaft gegenüber der gewerblichen Viehhaltung, 
b) Zuschüsse und zinsveribilMgte Kredite zur Errich- 
tung von Stallbauten, Schlachtanlagen usw. aus dem 
Grünen Plan. Dies hat sicherlich dazu beigetragen, 
daß die eigene Produktion den einheimischen Ver- 
brauch ständig stärker gedeckt hat. Der Versor- 
gungsgrad betrug schon 1964/65 97®/o bei Schweinen, 
42 ®/o bei Geflügelfleisch, 80 ®/o bei Eiern und Eipro- 
dukten. Fast 40 '®/o der Verkaufserlöse der deutschen 
Landwirtschaft kommen aus den drei genannten 
Produktgruppen. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll nun 
versucht werden, erkennbare und unerwünschte 
Tendenzen abzuwehren, die darin liegen, daß sich 
die Produktion von Veredlungserzeugnissen auf 
wenige — finanzstarke — Produktionsstätten ver- 
(B) lagert. Die Frage ist, olb der vorliegende Entwurf 
dafür ein geeignetes Instrument ist. Wir sind der 
Meinung, daß die Verabschiedung des von der 
SPD-Bundestagsfraktion im 4. Deutschen Bundestag 
eingebrachten Marktstrukturgesetzes der deutschen 
Landwirtschaft auch auf dem Veredlungssektor 
mehr Hilfe gelbracht hätte, als es durch den jetzt zu 
behandelnden Gesetzentwurf jemals .geschehen 
kann. Die Frage, ob der vorliegende Gesetzentwurf 
ein taugliches Mittel ist, ist zwingend. Wir wissen 
doch — spätestens seit der Beantwortung einer 
mündlichen Anfrage durch den früheren Bundes- 
minister Schwarz am 3. 8. 1965 — , daß im Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten Überlegungen hinsichtlich eines Schutzgesetzes 
für die landwirtschaftliche Veredlungsproduktion 
angestellt werden. Dem Vernehmen nach liegt soigar 
ein reifer Entwurf auf dem Tisch des Ministers 
Höcherl. 

‘ Aus welchen Gründen hat die Regierung bisher 
keinen Entwurf vorgelegt? Wir können nur rätseln. 
Mit einigem Einfühlungsvermögen kann man auf 
vier Gründe kommen. Erstens: Wollte man den 
Koalitionsparteien einen besonderen Propaganda- 
effekt — ein Erstgeburtsrecht — einräumen? Zwei- 
tens: Waren sich — wie so oft auf diesem Gebiet — 
die Fachministerien über den Sachinhalt nicht einig 
geworden? Drittens: Waren etwa rechtliche Gründe 
für die Nichtvorlage eines Regierungsentwurfs maß- 
gebend? Viertens: Waren Rücksichten auf die Vor- 
stellungen der Partnerländer oder der EWG-Kom- 
mission bestimmend? 


Vielleicht waren es sogar mehrere der genannten ^ ^ 
Gründe. Jedenfalls kann man dies aus den Ant- 
worten vom 3. 8. 1965 entnehmen. Wir erwarten 
darauf von der Regierung klare Auskünfte. 

Wir wollen und können hier und heute keine 
Detailfachdebatte führen. Das muß und wird im 
Ausschuß geschehen. Einige Bemerkungen müssen 
äber doch gemacht werden, damit die Problematik 
sichtbar wird und die Regierung sich für die Bera- 
tung in den Ausschüssen präparieren kann. 

Erstens: Ist eine Lizenzierung überhaupt möglich? 
Verstößt sie nicht gegen verfassungsrechtliche 
Grundsätze, z. B. gegen die Gewerbefreiheit. Das 
ist eine Kardinalfrage; denn mit Sicherheit — es ist 
ja schon angekündigt — wird der Entwurf, wenn er 
Gesetz wird, zur Beurteilung vor idas Bundesver- 
fassungsgericht kommen. Dort müssen wir mit den 
Festlegungen bestehen; denn wir wollen ja kein 
Gesetz zur Sellbstlberuhigung. 

Zweitens: Wenn Begrenzungen, sind dann die 
vorgeschlagenen Größen — auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der Wirtschaftlichkeit — richtig und 
zweckmäßig gesetzt? Wir werden vorschlagen, dazu 
Sachverständige zu hören, und werden auch prüfen 
müssen, ob die Ausnahme tatbestände richtig erfaßt 
sind. Denken Sie daran, eine Ubergangsvorschrift 
für in Bau befindliche neue Produktions Stätten mit 
großer Kapazität und entsprechendem finanziellem 
Einsatz einzubauen? 

Drittens; Ist eine nationale Regelung überhaupt 
noch eine sinnvolle Sache? Müßte man nicht statt 
dessen — wie von der Regierung wohl auch er- 
wogen — eine Löisung für den Gesamtbereich der 
EWG anstreben? Die völlige Freizügigkeit auch im 
Verkehr mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
kommt automatisch und nach dem Kalender auf uns 
zu. Wir können deshaljb der deutschen landwirt- 
schaftlichen Veredlungs Wirtschaft nur dann einen 
gewissen Schutz gewähren, wenn gleiche Bedin- 
gungen in der ganzen Wirtschaftsgemeinschaft ge- 
geben sind. Anderenfalls verschlechtern wir unter 
Umständen sogar die Wettbewerbschancen aus 
unserer Erzeugung. Schießen wir bei einer nur na- 
tionalen Regelung nicht sogar ein Selbsttor? Denken 
Sie daran, daß unter Umständen auf Grund des 
Gesetzes deutsche Großbetriebe in die Grenznahe, 
in Nachbarländer albwandern, den deutschen Markt 
versorgen, die Steuern aber in andere Kassen 
fließen. 

Man kann daraus ersehen, daß der Gesetzentwurf 
kein sogenannter „Selbstgänger" iist, sondern seine 
Probleme hat. Der Gesetzentwurf erfordert eine sehr 
gründliche Beratung in den Ausschüssen. Wir wer- 
den unseren Beitrag dazu leisten. 


Anlage 7 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Effertz für die Fraktion der 
FDP zu dem Antrag auf Förderung der bäuerlichen 
Veredelungswirtschaft (Drucksache V/296) 
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Mit diesem hier zur ersten Beratung gestellten 
Gesetzentwurf zur Sicherung der landwirtschaftlichen 
Veredelungs Wirtschaft, der gemeinsdiaftlidi von der 
CDU/CSU und meiner Fraktion eingebracht worden 
ist, soll dem hier ebenfalls zur ersten Beratung an- 
stehenden Antrag der FDP-Fraktion vom 11. Februar 
dieses Jahres betreffend Förderung der bäuerlichen 
Veredelungswirtschaft entsprochen werden. Die 
FDP-Fraktion zielte mit ihrem Antrag darauf ab, 
daß die Bundesregierung alsbald Vorschläge über 
die Begrenzung der Legehennenhaltungen, Geflü- 
gel- und Schweinemastbetriebe vorlegen sollte, die 
die Erhaltung der Veredelungswirtschaft in bäuer- 
lichen Familienbetrieben in der Bundesrepublik und 
in der EWG sichern sollten. Die FDP-Fraktion läßt 
sich bei dieser Aktion zugunsten der bäuerlichen 
Familienbetriebe von dem Wunsch leiten, daß die 
Praxis der amtlichen Agrarpolitik im Bereich der 
Veredelungswirtschaft endlich in Übereinstimmung 
gebracht wird mit dem, was das Landwirtschafts- 
gesetz vorschreibt, nämlich die Erhaltung und För- 
derung der bäuerlichen Familienbetriebe. Wir sind 
der Meinung, daß in den letzten Jahren darüber ge- 
nug diskutiert wurde und daß jetzt endlich Taten 
folgen müssen. Damit dies mit der gebotenen Eile 
geschehen kann, muß das Hohe Haus die Initiative 
ergreifen. 

Schon mit dem Antrag vom 16. April 1964 for- 
derten wir steuerliche Maßnahmen zur Abgrenzung 
der landwirtschaftlichen und gewerblichen Ver- 
edelung, eine obere Grenze für Schweine- und Lege- 
hennenhaltung und wirksame Maßnahmen zur Be- 
grenzung der gewerblichen Verdelungswirtschaft 
auf das gesamtwirtschaftlich verträgliche Maß. Wir 
haben damals in diesem Hohen Hause keine aus- 
reichende Unterstützung für unsere Initiative fin- 
den können. In der Zwischenzeit hat sich jedoch in 
der Veredelungswirtschaft einiges vollzogen, was 
die Notwendigkeit der von uns verlangten Maßnah- 
men zum Schutze der bäuerlichen Veredelungswirt- 
schaft vollauf bestätigt. Ich kann es mir hier erspa- 
ren, im einzelnen darzulegen, in wie großem Um- 
fange die gewerblichen Großbetriebe in die Ver- 
edelungswirtschaft eindringen. Mit steuerlichen 
Maßnahmen allein kann einer gesamtwirtschaftlich 
schädlichen Entwicklung hier nicht vorgebeugt wer- 
den. Eine ganze Reihe von gewerblichen und indu- 
striellen Unternehmen ist schon dabei, Veredelungs- 
betriebe, die Legehennenbestände bis zu 300 000 
Tiere haben sollen, zu errichten. Die Verlagerung 
der tierischen Verdelungsproduktion in den gewerb- 
lich-industriellen Sektor und auch die Konzentration 
in großem Maßstabe auf einige landwirtschaftliche 
Unternehmen mit sehr großen Tierbeständen bedeu- 
tet auch nach der Meinung amtlicher Kreise für die 
landwirtschaftliche Veredelungsproduktion in ihrer 
Gesamtheit und ganz besonders für die tierische 
Veredelungsproduktion in bäuerlichen Betrieben 
eine erhebliche wirtschaftliche Gefahr. Die Befürch- 
tung ist nicht von der Hand zu weisen, daß ins- 
besondere die Veredelungsbetriebe in der Hand 
gewerblicher und industrieller Unternehmen auf 
Grund der für sie besonders günstigen Umstände 
(Finanzierung der Investitionen aus gewerblichen 
und industriellen Gewinnen, Verbundbetrieb mit 


anderen gewerblich-industriellen Betrieben usw.) 
die bäuerlichen Produzenten aus dem Markt drän- 
gen können. 

Das wäre ungefähr das Gegenteil der Entwick- 
lung, die dem Landwirtschaftsgesetz entsprechen 
würde, und es wäre praktisch ein Bankrott jener 
Politik, die die bäuerlichen Betriebe stets auf be- 
sondere Entwicklungs Chancen in der Veredelungs- 
wirtschaft hingewiesen hat und den Betrieben zum 
Ausbau ihrer Veredelungsproduktion staatliche Mit- 
tel in erheblichem Umfange zukommen ließ. Die 
sich anbahnende Entwicklung, die Verlagerung der 
Veredelungsproduktion von bäuerlichen Betrieben 
in den gewerblichen Sektor liegt keineswegs im 
Sinne der staatlichen Agrarpolitik. Bund und Län- 
der wenden Milliardenbeträge auf, um der Land- 
wirtschaft den Umstellungs- und Anpassungsprozeß 
an die modernen Verhältnisse zu erleichtern. Diese 
öffentlichen Gelder wären vertan, wenn den land- 
wirtschaftlichen und ganz besonders den bäuer- 
lichen Familienbetrieben die Chancen, die die tie- 
rische Veredelungsproduktion tatsächlich zu bieten 
vermag, genommen wird. 

Leitbild unserer Agrarpolitik ist der bäuerliche 
Familienbetrieb. Dieser Betriebsgröße, die nicht 
nach der Betriebsfläche, sondern nach der erreich- 
baren Produktivität abgegrenzt werden kann, kann 
entscheidend geholfen werden durch eine innerbe- 
triebliche Aufstockung, d. h. durch einen marktkon- 
formen Aufbau und Ausbau der Veredelungswirt- 
schaft. Dazu bietet sich vornehmlich die Geflügel- 
wirtschaft und die Schweinemast an. Hier können 
mit relativ begrenztem Investitionsaufwand ganz be- pj 
sondere Produktivitätssteigerungen erreicht wer- 
den. Es muß jedoch in der Gesamtheit der Verede- 
lungswirtschaft rechtzeitig dafür gesorgt werden, 
daß sich die Veredelungsproduktion in den Grenzen 
hält, die von der Aufnahmefähigkeit des Marktes 
bestimmt werden. 

Wir hatten gehofft, daß die EWG-Kommission auf 
diesem Gebiet die Initiative ergreifen würde; denn 
die gesetzlichen Maßnahmen, die z. B. Frankreich 
zum Schutz der bäuerlichen Veredelungs Wirtschaft 
schon vor einigen Jahren in Kraft gesetzt hat, zwin- 
gen zu bestimmten Folgerungen für den gesamten 
EWG-Bereich. Wenn die Kommission dies unterläßt, 
würden neue Wettbewerbsverzerrungen entstehen. 
Oder könnte sich jemand vorstellen, daß die fran- 
zösische Regierung ihre gesetzlichen Maßnahmen 
wieder aufheben würde, wenn dies von Brüssel aus 
gewünscht wird? Offenbar ist noch nicht abzusehen, 
ob und wann die EWG-Kommission hier tätig wer- 
den will. Auch darum erscheint es dringend erfor- 
derlich, daß die Bundesrepublik durch den hier vor- 
liegenden Entwurf die Initiative ergreift. Ich möchte 
annehmen, daß die Partnerländer in der EWG uns 
bei den Bemühungen um eine gemeinsame Rege- 
lung dann bereitwilliger unterstützen werden. 

Gegen den hier vorliegenden Gesetzentwurf sind 
von nichtlandwirtschaftlicher Seite u, a. auch juristi- 
sche Bedenken erhoben worden. Darüber wird man 
bei den Ausschußberatungen sehr sorgfältig zu re- 
den haben. Da es sich hier um eine Grundsatzfrage 
der modernen Agrarpolitik handelt, und zwar um 
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^ ^ eine solche von ganz besonderem Gewicht^ bin ich 
überzeugt, daß dieses Anliegen in den Ausschußbe- 
ratungen mit aller Gründlichkeit, aber auch mit 
einer wohlwollenden Bereitwilligkeit zu der agrar- 
politisch und gesamtwirtschaftlich vorteilhaftesten 
Lösung . beraten wird und daß dem Hohen Haus 
alsbald Beschlußvorschläge vorgelegt werden. 


Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesminister Dr. Bücher vom 25. Februar 1966 
auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Czaja zu 
der Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Baier*) 

. Die kommunalen Spitzenverbände sind in glei- 
cher Weise wie die zuständigen Länderressorts über 
die Möglichkeiten der Förderung von Studien- und 
Modellvorhaben im Rahmen der Dorferneuerung 
laufend unterrichtet worden. Dies wird auch weiter- 
hin geschehen. Auch über den jeweiligen Stand der 
sich aus der Haushaltslage des Bundes ergebenden 
Förderungsmöglichkeiten für die Gewährung von 
Planungszuschüssen für die Ausarbeitung von Bau- 
leitplanungen erhalten die kommunalen Spitzenver- 
bände Kenntnis. 


*) Siehe 23. Sitzung Seite 992 B 


fO 

Außerdem finden von Zeit zu Zeit Besprechungen ■ 
mit den Geschäftsführern dieser Verbände in mei- 
nem Ministerium statt, die der weiteren Unterrich- 
tung dienen. 

Es bleibt diesen Verbänden selbstverständlich 
überlassen, ihren Mitgliedern den Inhalt meiner 
Rundschreiben in geeigneter Weise bekanntzuge- 
ben, wie es erfahrungsgemäß auch geschehen ist 


Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Schäfer vom 7. März 1966 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schlager (Drucksache V/339, Frage XVI/1): 

Treffen Presseberichte zu, die von einer verminderten Auf- 
klärungsquote von Straftaten für das Jahr 1965 sprechen und 
diese Reduzierung z. T, sogar in Zusammenhang mit der letzt- 
jährigen Reform des Strafprozeßrechtes bringen? 

Die polizeiliche Kriminalistik für 1965 liegt noch 
nicht vor. Es ist deshalb verfrüht, schon jetzt von 
einer verminderten Aufklärungsquote der Straf- 
taten für das Jahr 1965 zu sprechen. Sollte tatsäch- 
lich die Aufklärungsquote sich vermindert haben, 
so kann dies nach meinen Erkundigungen beim Bun- 
deskriminalamt nicht in Verbindung mit der Reform 
des Strafprozeßrechts gebracht werden. 


(B) 


(D) 



